
Das AngestMenmo
8. Die diesjährige Delegiertenversammlung der

„Internationalen Vereinigung für sozialen

Fortschritt" in Montreux, deren deutsche Landessektion

von der „Gesellschaft für soziale Reform" gebildet wird, hat

in ihrer Schlußsitzung am 24. September ein Tagesprogramm

von Forderungen des internationalen und nationalen Ange«

stelltenschutzes verabschiedet, das in der nächsten Zeit im

Mittelpunkt der Angestelltenbewegung aller Länder stehen

wird. Der einstimmige Beschluß von Montreux, den der zum

sozialen Führer berufene ausgezeichnete Präsident der Ver¬

einigung, Staatskanzler a. D. Renner- Wien, mit sichtbarer

innerer Genugtuung verkündete, ist nicht zuletzt auf die Vor¬

arbeit unseres AfA-Bundes und die zielbewußte Haltung der

in Montreux anwesenden Vertreter der Amsterdamer Änge-

stellteninternationale zurückzuführen.
Die X. Delegiertenversammlung der „Internationalen

Vereinigung fiir gesetzlichen Arbeiterschutz" (Vorläufer der

Internationalen Vereinigung für sozialen Fortschritt) hotte

1922 eine Erhebung über die rechtliche und soziale Lage der

Privatängestellten vorbereitet; die Delegiertenversammlung
1923 beauftragte eine Dreierkommission mit der Sichtung des

gewonnenen Materials. Auch die folgenden Tagungen 1924

und 1925 wurden mit der Angelegenheit befaßt: in Montreux

sollten dann schließlich 1926 die Schlußfolgerungen aus der

Erhebung gezogen werden. Die technische Vorbereitung lag

in der Hand der „Vereinigung Schweizerischer Angestelltenver¬

bände", die zu einer der Delegiertenversammlung voraufgehen¬

den besonderen Angestelltensitzung einlud, die am 21. Sep¬
tember im College in Montreux stattfand.

Der AfA-Bund rvar durch Aufhäufer und Schweitzer, der

Internationale Bund der Privatangestellten (Amsterdam)

durch Urban und Smit, der Butab durch Dr. Pfirrmann, der

DWV. durch Dr. Croner, der ZdA. durch Schröder vertreten.

Ebenso nahmen fast sämtliche sreigewerkschastlichen Organi¬

sationen Oesterreichs und der Tschechoslowakei teil. Auch der

Gedag und GdA. aus Deutschland hatten inzwischen die Not¬

wendigkeit internationaler Betätigung eingesehen und waren

erschienen. Gegenüber dem internationalen Kapital gibt es

eben keine wirksame deutschnationale, fondern nur eine inter¬

nationale soziale Bewegung. Die Verbandstagsreden des

DHV. von München waren verklungen, die nationalistischen

Phrasen wurden am Holstenroall in Hamburg in Spiritus

gelegt, der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband war

also auch Zn Montreux.
Der von der Dreierkommission vorgelegte Vorbericht war

umfangreich und weit gehalten. Es bestand die Gefahr, daß

die Delegiertenversammlung wiederum aus dieser Fülle von

Angaben irgendeine allgemein gehaltene Resolution fassen

würde. Der AfA-Bund legte deshalb den Teilnehmern ein

knappes, aber positiv gehaltenes Programm vor. Es konnte

nicht darauf ankommen, zu allen Fragen der Angestellten

Stellung zu nehmen, sondern festzustellen, in welchen Punkten
die nationale Gesetzgebung weit genug vorgeschritten ist, um

eine internationale Angleichung zu fordern und einheitliche

Mindestforderungen für alle Länder zu normieren.

Das AfA-Programm behandelte im ersten Teil die be¬

stehenden internationalen Abkommen über den Achtstunden¬

tag, über den wöchentlichen Ruhetag, über die Beschäftigung
der Frauen vor und nach der Niederkunft, über die Gegen¬

seitigkeit in der Behandlung ausländischer Arbeiter. Bisher

sind die Angestellten in diesem Abkommen überhaupt nicht
oder nur ungenügend berücksichtigt.

Im zweiten Teil waren die vordringlichen Forderungen

der Angestellten behandelt, die in allen Ländern zur gesetz¬

lichen Anerkennung gebracht werden müssen oder die für die

einheitliche internationale Regelung reif find.

Auf Antrag der freigewerkschaftlichen Vertreter aus

Oesterreich und Deutschland wurde alsdann ein Elferausschuß

aus der Versammlung heraus eingesetzt, der die Aufgabe be¬

kam, die Vorlage der Dreierkommission, die des AfA-Bundes

und die Anträge aus Oesterreich zu einem einheitlichen

Aktionsprogramm zu vereinigen. Das Ergebnis war die

nachstehend wiedergeLebene Vorlage, die im wesentlichen den

Vorschlägen des AfA-Bundes entspricht und dann vom

Plenum der Delegiertenversammlung angenommen murde.

Die Durchführung des Beschlusses soll vom Internationalen

Arbeitsamt ermöglicht und gefördert werden.

In der Beratung über einen stärkeren Einfluß der An¬

gestellten auf das Internationale Arbeitsamt in Genf bestand

Uebereinstimmung, daß ein entsprechender Ausbau dieser

Institution wünschenswert ist. Unsere Sprecher ließen aber

auch keinen Zweifel darüber, daß das Arbeitsamt weder

direkt noch indirekt zum Ersatz der Gewerkschaftsinternaiionale
werden kann. Sie wandten sich scharf gegen Versuche, etwa

im Zusammenwirken bestimmter Angestelltenorganisationen
mit dem Arbeitsamt eine Front gegen die Amsterdamer Ge¬

werkschaftsinternationale entstehen zu lassen. Wenn irgend¬

wo, so muß gerade international das innige Zusammenwirken
der Hand- und Kopfarbeiter als unerläßlich anerkannt werden.
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Im übrigen bietet die Person des Direktor Thomas
die beste Gewähr dafür, daß das Arbeitsamt nicht etwa als

Vorspann für mittelständische OrganisationsZpielerei gewisser
Angestellienverbände mißbraucht werden kann.

Als eine besonders wertvolle Begleiterscheinung der Be¬

ratungen von Montreux verdient noch erwähnt zu werden,

daß dis guten Beziehungen, die bereits bisher zwischen den

gewerkschaftlichen Angestelltenverbänden Oesterreichs und

Deutschlands bestanden hatten, in diesen füdlich sonnigen

Tagen auf Schweizer Boden noch besser und noch inniger ge¬

staltet werden konnten. Die politische Volksgemeinschaft
Oesterreichs und Deutschlands kam auch hier lebendig zum

Ausdruck; gleichzeitig aber trafen die Funktionäre der beiden

größten echt gewerkschaftlich orientierten, dem gleichen Ziel
zustrebenden Angestelltenbewegungen der Welt in Montreux
zusammen; Kameraden mit dem Herzen, wie mit dem Ver¬

stand.
Wir lassen hier den Wortlaut des Beschlusses von

Montreux folgen, an dessen Entstehung unserem AfA-Bund
ein bleibendes historisches Verdienst zukommt. Die freien Ge¬

werkschaften der Angestellten werden fich auch im Kampf um

die nationale und internationale Verwirklichung des Pro¬
gramms von Montreux an Aktivität von niemand überbieten

lassen. Auf zur Tat!

5

I. Genemwersammlung öer

Fortschritt vom SS.«L4. September m ontrem.

Angestelllensckiulz.
Die erste Generalversammlung der Internationalen Vereinigung

für sozialen Fortschritt in Montreux begrüßt den Beschluß der

Internationalen Bereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz vom

Jahre 1922, über die Lage der Privatängestellten eine Erhebung
durchzuführen. Die soziale Lage der Angestellten verlangt und die

Ergebnisse der Erhebung bestätigen das, daß mehr als bisher den

Angestellten rechtlicher Schutz gewährt werde. Dem entsprechend
beschließt dis Generalversammlung sich für die Verwirklichung nach¬
stehender Forderungen einzusetzen:

I.

ßgeöeWngm hinsichtlich öer besiehenöen internationalen
Aeöereinkommen unS Vorschlag.

Die nationale Gesetzgebung hnt bei der Durchfüy?ung der Ueber¬

einkommen und Vorschläge der internntionnien A'beitskonferenzen

auch die gesamte Angestelltenschoft in den Bereich ihrer Echutzbe-
stimmungen einzubeziehen, insofern diese nicht ausdrücklich und nach
ihrer Zweckbestimmung nur bestimmte Erwerbszmeige, in denen

keine Angestellten beschäftigt merden, erfassen sollen. Die bereits

angenommenen internationalen Uebereinkünfte und Vorschläge und

ebenso die neu zu schaffenden, sind unter Berücksichtigung der Be¬

sonderheiten des Angestelltenverhöltnisses nuf alle Angestcllten in

privaten und ösf«itlich-rechllichen Diensten auszubehnsn. Es ist dis

Aufgabe des Internationalen Arbeitsamtes dafür zu sorgen, daß
die Uebereinlommcn und Vorschläge nnch dieser Richtung ergänzt
werden.

Arbeitszeit.
Die Höchstarbeitszeit darf merktäglich acht Stunden nicht über¬

schreiten. Freier Samstag Nachmittag ist zu gewährleisten. Jnso-
sern aus zwingenden Eründen dss AUgemeininteresses unumgänglich
notwendige Sonntagsarbcit zugelassen ist, muß diese in die Wochen-
cnbeitszcit eingerechnet werden. Für das Hnndslsgewerbe ist zu¬

nächst der Siebenuhrlndenschluß vorzuschreiben; die Behörden könne»

den Sechsuhrladenschluß für einzelne Teile des Handels oder sür
das gesamte Handelsgewerbe onordnen. Jedoch sind sie dnzu ver¬

pflichtet, wenn entsprechende tarifliche Vereinbarungen vorliegen oder

wenn die Mehrzahl der in Frage kommenden Angestellten und ihre
Arbeitgeber sich dafür aussprechen.

Wöchentlicher Ruhetag.
Die vollständige Sonntagsruhe ist Im Handelsgewerbe sicher zu

stellen.
Innerhalb eines Zeitraums von sieben Tagen ist eine Ruhezeit

von mindestens 49 aufeinanderfolgenden Stunden zu gewähren.

Schuh der Srcuen.
Weibliche Angsstellts dürfev wegen der durch ihre Schwanger¬

schaft oder ihre Niederkunst verursachten Dienstverhinderungen nicht
entlasten werden. Wird dns Dienstverhältnis vom Dienstgeber
innerhalb sechs Wochen vor oder innerhalb sechs Wochen nach der

Niederkunst gekündigt, so endigt es in keinem Falle vor Ablauf
von acht Wochen nach der Niederkunft.

II.

Sortierungen hinsichtlich Weiterer nationale;, unö

intemationaler Regelungen.
Konkurrenzklausel.

Wettbewerbsverbote, durch welche einem Angestellten für dis

Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses die Annahme einer

andere» Stelle in einem anderen Betriebe untersagt wtrjd, stnd als

rechtsunwirksnm zu erklären.

Sogenannte geheime Konkurrenzklauseln, d. h., Abreden von

Dienstgebern über die Nichteinstellung bestimmter Angestellter sind
nnter Strafe zu stellen.

Urlaub.

Allen Angestellten und Lehrlingen steht ein gesetzlicher mit der

Veschäftigungsdauer wachsender Anspruch auf bezahlten Urlaub zu.

Lohnzahlung.

Ist ein Angestellter durch unverschuldetes Unglück oder dulcri

Militärdienst an der Leistung seiner Arbeit verhindert, so behält er

Anspruch auf sein Gehalt sür mindestens sechs Wochen. Dieser An¬

spruch wächst mit der Veschäftigungsdauer. Während dieser Zeit
seitens des Dienstgebers ausgesprochene Kündigungen sind rechtsun¬
wirksam.

Jm Todesfalle stehen den Hinterbliebenen des Angestellten die

oben vorgesehenen Gehaltsbezüge zu.
Kaun der Angestellte die Arbeit nicht leisten wegen Ausübung

öffentlich-rechtlicher Pflichten, so geht er seines Anspruches auf Ent¬

gelt nicht verlustig.
Kündignng. ^

Der Dienstgebsr kann dem Angestellten nur unter Einhaltung
einer Frist von mindestens sechs Wochen auf Schluß eines Knlender-

viertelsnhres kündigen. Diese Frist erhöht sich mit der Dauer des

Dienstverhältnisses.
Wcnn der Angestellte kündigt, so ist er an eine Frist von vier

Wochen auf Monatsende gebunden.

Abfertigung.
Bei Auflösung des Arbeitsoerhciltnisses ohne Verschulden des

Angestellten gebührt ihm nach mindestens zweijähriger Veschäfti¬
gungsdauer eine Abfertigung, die mit der Veschäftigungsdauer steigt.

Erfmderschuh.
Jn allen Ländern sind übereinstimmende Vorschriften über die

Regelung des Erfinderrechtes der Angestellten unter Anerkennung
des Vorrechts des Erfinders als Urheber zu erlnsscn.

117.

Günstigere ArSeltsöeöingungen.
Soweit in einem Lande durch Gesetz, Vereinbarung oder

Uebung günstigere Arbeitsbedingungen bestehen, dürfcn ste bei der

Verwirklichung oorftchender Forderungen nicht verschlechtert werden.

Ernst ZNehlich f
Das Eisenbahnunglück bei Leiferde, das am 19. August

dieses Jahres stattfand, forderte unter vielen anderen Opfern
auch den Tod des Reichs- und Slnntskommissars Ernst Mehlich.
Cr ist der freigewerkschaftlichen Arbeiter- und Angestellten¬
bewegung kein Unbeknuuter. Als Nnchfolger des jetzigen
preußischen Innenministers Severing hat er als Reichs- und

Staatskommissar in seiner Schlichtertätigkeit es stets ver¬

standen, die Interessen der Gesamtheit zu fördern. Seine

Tätigkeit an Rhein und Ruhr fiel in eine Zeit schwerster wirt¬

schaftlicher und oft auch politischer Erschütterungen. Die

Interessengegensätze prallten aufeinander, und seiner sicheren
Führung ist es in Hunderten von Fällen zu verdanken ge¬

wesen, daß nicht immer wieder neue Arbeitskämpfe das be¬

setzte Gebiet heimsuchten. Nicht unerwähnt sei schließlich
auch sein Wirken während des Abwehrkampfes an Ruhr
und Rhein. Die freigewerkschaftlichen Angestellten werden

Ernst Mehlich ein bleibendes Angedenken bewahren.
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IV.

Tätigkeit See LanöesMonen.
Die Generalversammlung ersucht erneut die Lnndcsssktionen mit

allen ihnen zu Gebote stehenden Mittcln bei ihren Negierungen

sür die Verwirklichung der gestellten Forderungen einzutreten.

V.

AnzuftellenSe Erhebungen.
Zur Ergänzung der im Jahre 1922 in Angriff genommenen

Erhebungen beauftragt die Generalversammlung das Sekretariat

Unterlagen für die Bearbeitung nachstehender Fragen zu beschaffen:

1. Mittel zur Bekämpfung dcr Arbeitslosigkeit der Angestellten

(Arbeitslosenunterstützung, Stellenvermittlung, Berufsumschulung,

Schutz der älteren Angestellten. Wanderung usw.).

2. Lehrlingsschutz und Berufsausbildung

3. Schutz der Angestellten als Erfinder.

4. Bevorrechtung der Forderungen der Angcstclltcn im Konkurs»

und Ausgleichsfall.

5. Ardeitsaufsicht (lleberwachung der Durchführung des Ange»

stelltenschutzes).
6. Gegenseitigkeit in der Sozialversicherung.

^
^

Von Max Günther. Berlin.

Zwei Jahre führt das Unternehmertum nun den Kampf gcgcn

den „Scheinatismus" und um Einführung des „Leistungsprinzips"

in den Tarifverträgen der Angestellten. Die bei der Eröffnung

dieses Kampfes von den Arbeitgebern angeführten Beweggründe

sind von mir seinerzeit in der „AfA-Bundeszeitung" Nr. 6 vom

November 1924 eingehend behandelt und richtig beleuchtet worden.

Damals zog ich die Schlußfolgerung, daß die Arbeitgeber unter

rccht durchsichtigen Vorwänden in Wirklichkeit eine weitere Senkung

des Geholtsniveaus anstrebten, wenn nicht gar durch diefe Maß¬

nahme eine teilweise oder völlige Beseitigung der Angestelltentarife

beabsichtigt sci. Diese Vermutung stützte sich auf Erfahrungen, die

bei ähnlichen Anlässen mil den Unternehmern gemacht wnrden, mar

aber trotzdem nur eine Behauptung, sllr die ich im damaligen Zeit»

punrt die Beweisgründe schuldig bleiben mußte, weil praktische Er¬

fahrungen mit dein sogenannten Leistungsprinzip nicht vorlagen.

An Einwendungen Hot es natürlich nicht gefehlt. Insbesondere

waren es die Unternehmer, die auf das nachdrücklichste versicherten,

daß die Einführung des Leistungsprinzips lediglich den Zweck ver¬

folge, die bisher zur Auszahlung gekommene Gehnlissumme nach

anderen, und zwar gerechteren Grundsätzen zur Verteilung zu

bringen, keineswegs aber eiue Senkung des Gehaltsniveaus Kerbel-

zuführen. Auch aus den Kreisen der intercfsierten Angestellten¬

gewerkschaften sind Einsprüche erfolgt, die die Befürchtung der AfA-

Verbände als mindestens stark übertrieben hinzustellen versuchten.

Die ungeheure Wirtschaftskrise mit ihren Begleiterscheinungen

hat uns inzwischen der Notwendigkeit enthoben, dicscn theoretischen

Streit fortzusetzen, denn unter dem Druck dieser Wirtschaftskrise

haben die Untcrnchmer ihre Absichten iu weitestem Umsange ver¬

wirklichen können, so daß heute nicht unbedeutende praktische Er»

fahrungen init dem sogenannten Lcistungstarif zu verzeichnen sind.

Wenn erst heute versucht wird, diese Erfahrungen zahlenmäßig aus¬

zuwerten, so beweist diese Feststellung zunächst die Richtigkeit meiner

früheren Behauptung, daß nämlich eine völlige Unübersichtlichkeit

über das Gehalisnivenu der Angestellten nach der Einführung des

Leistungstarifes Platz greifen würde. Die nachstehend behandelten

statistischen Erhebungen über die tatsächliche Bezahlung einer be-

stimmten Gruppe von Angestellten nach Einführung des Leistungs¬

tarifes haben einen bedeutenden Aufwand au Arbeit und Zeit

erfordert, weil sich bei der Durchführung diefer Erhebungen sofort

die, gleichfalls vorausgesagten psychologisclzen Wirkungen bei den be¬

fragten Angestellten bemerkbar machten. Dazu gehört in erster

Linie jene, nus der Vorkriegszeit bekannte und für dic Angestellten

symptomatische ängstliche Geheimhaltung der effektiven' Gehalts-

bezüge, eine Einstellung, die nach der Einführung der tariflichen

Bezahlung eine Zeitlang verschwunden zu sein schien.

Die Erhebungen erstreckten fich nuf die Bezahlung der tech¬

nischen Angestellten der Berliner Metallindustrie nach den Be- .

stimmungen des Tarifvertrages für die Angestellten dieses Industrie,

bezirkes. Dieser Tarifvertrag erfaßt etwa 60 000 Angestellte (Werk¬

meister, Kaufleute und Techniker). Das Leistungsprinzip kommt

dadurch zum Ausdruck, daß für die Werkmeister in allen Gruppen,

für die Techniker und Kaufleute i» dcn beiden höchsten Gruppcn

an Stelle der gestaffelten Bezahlung nnch Dienstjahren nur noch ein

Gehaltssatz nls Mindestgehalt cmfgesührt wird. Der Rechtsanspruch

auf dieses Mindestgehalt ist an den Nachweis einer mindestens drei¬

jährigen Tätigkeit in der betreffenden Gruppe geknüpft. Das Hinaus»

gehen über diese Sätze ist nnch den Besiimimmgen des Tarifver»

träges der freien Bercinbnrnng zwischen Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer überlnssen. Jn den beiden unteren Gruppen für Kaufleute

und Techniker konnte die Stnffelbezahlung nufrechterhnlten werden,

jedoch sind in der Gruppe 2 die Gehaltsbezüge fiir dns vierte und

fünfte Dienstjnhr in Fortsall gekommen. Daraus ergibt sich für die

technischen, Angestellten folgende tariflich, festgelegte Gchaltstabelle:

s) Bureau

TIBu T2Bu T»Bu T 4 Bu

Mk. Mt. Ml. Mt,

80 11« —
—

90 130 —,
—

110 150 —
—

IIS 160 —
—

12« 17« —
—

12S 18« 24« 30«

13«
—

—
—

140

K) Betrieb

T2 Bt TSBt T3a Bt T4Vt

Mk. Mk, Mk. Mk.

715 —
—

—

14« —
—

—

16S ,—
—

—

170 —
—

—

180 —
—

—

tSO 265 290 31«

Vorst. ä)
,. b)

Vorst. s)
,, d)

Außerdem hnt jeder verheiratete Angestellte Anspruch nuf eine sozinle

Zulage von 10 Mk. für die Frnu und weitere 10 Mk, für jedes

Unterhaltungspflichtige Kind.

Es erhebt sich nun die interessnntc Frnge, wie verteilen sich die

etwa 12 000 technischen Angestellten, die in der Berliner Metall¬

industrie beschäftigt werden, auf die einzelnen Tnrifgrnppen und in

welchem Umfnnge und in welcher Höhe siiid in den Gruppen, für

die nur cin Mindestgehalt festgelegt ist, Lcistungszulngcn gewährt

ivorden. Die Ermittlungen des Butab lnssen hierüber folgendes,

prozentual gesehen, erkennen. Von den insgesamt vorhandenen

12 000 Technikern sind etwa 8000 Bureau- und 4000 Betriebs¬

techniker. Diese sind gruppiert:

s) Bureau

in Gruppe TIBu 4 Proz.

„
T 2 Vn 28,6 „

„ „
T3Bu41 „

l^ss

„
T4BU26.4 .. fLS.

d) Bctricb

in Gruppe T 2 Bt 10 Proz
„ „

T3Bt32 „

, .
T3aVtLS „

T 4 Vt 14

100 Proz. lvüProz,

Diese Gruppierung ist nls relativ günstig zu bezeichnen, denn

67,4 Proz. aller technischen Burenunngcstellte» sind in den beiden

höchstbezahlten Gruppen — bei dcn Betriebstcchnikern sogar 81 Proz.

— eingereiht (die Gruppe T 3 g. Bt inuh bci den Betriebstechnikern

mit einbezogen wcrden, weil dicse nur als eins Untergruppe der

Gruppe T 4 Bt anzusehen ist), sie läßt aber auch gleichzeitig er¬

kennen, dnß der größte Prozentsatz der technischen Angestellten von

dcn grundlegenden Veräudcruuge», die ger,ade für dicse höheren

Gruppen durchgeführt wurde», bet?offen wird. Im übrigcn läßt

diese Gruppierung auf die der kaufmännischen Angestellten keine

Rückschlüsse zu. Während man bezüglich dsr Werkmeister annehmen

darf, daß die Gruppierungsverhältnisse ähnlich gelagert sind, kann

mit ziemlicher Sicherheit gesngt werden, daß der größte Prozentsatz

dcr kaufmännischen Angestellten in den beiden unteren Gruppe»

rangiert (für die kaufmännischen Angcstcllten gibt es cbcnso wie

für die technischen Angestellten 4 Gruppe», uömlich K. 1, 2, 3 und 4),

Die Statistik ergibt auch sehr interessante Aufschlüsse über dcn

Familienstand der technischen Angestellten. Es sind verheiratet uon

den Bureautechnikern 66 Proz,, von dsn Betriebstcchnikern 70 Proz.

Davon beziehen Kinderzulcige Bureautechniker 22 Proz., Betriebs»

techniker 26 Proz Auffallend ist der relativ hohe Prozentsatz an

verheirateten technischen Angesteliten. Einschränkend muß aber hier

gesagt werden, dnh die Statistik Ende Februar abgeschlossen wurde

und dnß in diesem Zeitraum eine nicht unwesentliche Aernnderung

eingetreten ist, weil niit Sicherheit angenommen werden darf, daß

ein großer Prozentsatz von Verheirateten in den darauffolgenden



Seite 132 AfA - Bu n d e s z e i Z u n g Nummer 10

Monaten zur Entlassung gekommen ist. Die im Tarifvertrag vor¬

gesehene Gruppensührerzulage mird bei den Bureautechnikern an

!! Proz. und bei den Betriebstechnikern an 3 Proz., die Abteilungs»
leiterzulage an 1,5 Proz. in beiden Gruppen zur Auszahlung gebracht.

Üeberraschend sind die Ergebnisse der Statistik über die Ge¬

währung von Leistungszulagen. Solche werden gezahlt ohne Be¬

rücksichtigung dcr Höhe der Leistungszulagen an 23 Proz. der

Vureautechniker und an 22 Proz. der Betriebstechniker. Es muß
also hervorgehoben und festgehalten werden, daß 77 Proz. aller

Bureautechniker und 78 Proz. aller Betriebstechniker überhaupt
keine Leistungszulage erhalten. Oder zahlenmäßig ausgedrückt, von

den insgesamt vorhandenen 8000 Bnreautechnikern erhalten 1840,
von den insgesamt vorhandenen 4000 Betriebstechnikern erhalten
880 eine Leistungszulage, während 6180 Bureautechniker und
3120 Betriebstechniker bei der Gewährung von Leistungszulagen
überhaupt nicht berücksichtigt merden. Von den insgesamt vor¬

handenen 12 000 technischen Angestellten erhalten also nur 2720 eine

Leistungszulage, dagegen scheiden 9280 für die Leistungsbezahlung
vollkommen aus.

Wie fehr der so viel bekämpfte „Schematismus" ausgemerzt
wurde, läßt die Untersuchung über die Gewährung der Leistungs¬
zulagen in den einzelnen Gruppen erst recht deutlich werden.

Prozentual ausgedrückt erhalten von den in den einzelnen Gruppen
insgesamt Beschäftigten Leistungszulagen:

2) Bureau b) Betrieb

T1 Bu . . . . 33 Proz. T 2 Bt . . . . 32 Proz.
T2Bu . . . . 24

, TSBt . . . . 12
„

T3Bu . . . . 23
„

T3sBt . . . 2S
„

T4Bu . . . . 23
„ T4Bt . . . . 42

„.

Wollen die Herren Unternehmer wirklich ernsthaft behaupten,
daß dieser Verteilungsmodvs das Ergebnis einer eingehenden und

objektiven Untersuchung der Leistungen jedes einzelnen darstellt?
Wie erklärt sich dann der im Vergleich zu den übrigen Gruppen
hohe Prozentsatz von Leistungszulagen, der in den beiden unteren

Gruppen ermittelt wurde? Angeblich hindert doch die nach Dienst¬
jahren durchgeführte Gehaltsstaffelung die Arbeitgeber daran, die

Leistungsbezahlung in Anwendung zu bringen. In diesen beiden

unteren Gruppen ist aber heute noch die Durchstaffelung im Tarif¬
vertrage festgelegt. Ferner muß der.geringe Prozentsatz derjenigen,
die in den höheren Gruppen für würdig befunden wurden, eine

Leistungszulage zu erhalten, Verwunderung auslösen. Beispiels¬
weise haben also 77 Proz. aller selbständigen Konstrukteure nur eine

Mindestleistung in ihrer Gruppe aufzuweisen. Eine solche Fest¬
stellung, wenn sie richtig wäre, würde geradezu erschreckende Rück¬

schlüsse auf die Durchschnittsleistung des deutschen Technikers zulassen,
Schlußfolgerungen, die natürlich erst dann gezogen werden könnten,
wenn der Wertmesser, der bei der Beurteilung der Leistungen zu¬
grunde gelegt wurde, bekannt wäre. Es handelt fich aber keineswegs
um ein objektives Prüfungsergebnis, sondern nach unserer Meinung
um ein Zufallsergebnis, durch welches klar bewiesen^wird, daß das

Leistungsprinzip von den Arbeitgebern genau so finnlos und

schematisch angewandt wurde, wie angeblich früher der Staffeltarif.
Der Staffeltarif zwang die Arbeitgeber immerhin noch, Gruppen¬
zugehörigkeit und die Zahl der Dienstjahre nachzuprüfen, wodurch
die praktischen Erfahrungen, die erworbene Routine der einzelnen
Angestellten ganz zwangsläufig eine gewisse Berücksichtigung erfuhr.
Jn Zeiten starken Angebots von Arbeitskrästen ist der Arbeitgeber
ober nunmehr diesen Ueberlegungen enthoben und das Leistungs¬
prinzip wird zu einem System des starren Schematismus und der

krassesten Ungerechtigkeit.
Um aber eine restlose Beurteilung der praktischen Auswirkungen

des sogenannten Leistungstarifes zu ermöglichen, muß natürlich
auch die Höhe der gewährten Leistungszulagen eine eingehende
Untersuchung erfahren. Die angestellten Erhebungen lassen in den
einzelnen Gruppen folgende durchschnittlichen Leistungszulagen er¬

kennen:

s) Bureau
in TIBu . . . . 16 RM.

,
T 2 Bu . . . . IS

«

. T3Bu . . . . 21
„

„ T 4 Bu
. . . .

33
„

b) Betrieb

inT2Bt . . . . 19 NM.

, T3Bt
.... 21

„

. T 3sBt . . . . 22
„

„
T4Bt 45

.

Die weitaus größte Zahl der Leistungszulagen in allen Gruppen
beträgt 2 bis 8 Mk., Leistungszulagen in Höhe von 40 bis 80 Mk.
werden nur in äußerst seltenen Fällen gezahlt. Diese Zahlen sprechen
für sich und bedürfen keiner Interpretation. Sie lassen das eine
mit aller Deutlichkeit erkennen, daß die Empfänger selbst der höchsten
Durchschnittsleiftungszulage von 33 bzw. 4S Mk. gerade ein Ge¬

samtgehalt erhalten, das sich mit dem Spitzengehalt, welches bei

Beibehaltung der Stnsfelung in den oberen Gruppen bei sinn¬
gemäßer Entwicklung festgesetzt worden wäre, deckt, wahrscheinlich
aber iioch darunter bleibt. Aus dieser Feststellung ergibt sich aber

gnnz automatisch, daß das Geholtsnioeau für die Angestellten in
der Berliner Metallindustrie eine Senkung nach der Einführung
des Leistungsprinzips erfahren hat, auch dann erfahren hätte, wenn

der Prozentsatz der Leistungszulngenemvfänger wesentlich höher ge¬
wesen wäre, als durch die Erhebungen festgestellt. Schließlich kann
aber der Umstand, dnß von 12 000 technischen Angestellten 9280
für die Leistungsbezahlung gnr nicht in Frage kommen, bei der

Gesarntbeurteilung nicht übersehen werden. Berücksichtigt man dieses
wichtigste Ergebnis der vom BUTAB. durchgeführten Statistik, dann
muß man zu der Schlußfolgerung kommen, daß die praktischen Aus¬
wirkungen des Leistungstarifes in der Berliner Metallindustrie für
die Angestellten in einer geradezu katastrophalen Senkung ihres
Gehaltsniveaus bestehen.

Der Zentralverband der Angestellten ist zurzeit damit beschäftigt,
die gleichen Erhebungen sür die kaufmännischen Angestellten durch¬
zuführen. Die Lösung dieser Aufgabe ist bei den kaufmännischen
Angestellten aus einer ganzen Reihe von Gründen noch wesentlich
schwieriger, als sie es bei den technischen Angestellten war. Ohne
dem Ergebnis dieser Untersuchungen vorgreisen zu wollen, kann
aber schon heute mit absoluter Sicherheit gesagt werden, daß die
Gewährung von Lcistungszulngen sowohl bezüglich des Umfanges
als auch bezüglich der Höhe der gewährten Zulagen wesentlich un¬

günstiger liegt, als bei den technischen Angestellten.
Es wäre ein sehr interessantes Experiment, zu ermitteln, um

wieviel die Gesamtgehaltssumme, die unter der Auswirkung des

Staffelgehaltes gezahlt wurde, gegenüber der Gehaltsfumme, die wäh¬
rend der Gültigkeit des Leistungstarifs zur Auszahlung kam, redu¬

ziert worden ist. Leider muß eine solche Aufgabe wegen der großen
Ausdehnung dieses Jndustriebezirkes fllr unlösbar unter Berück¬
sichtigung der gekennzeichneten Schwierigkeiten angesehen werden.
Wir sind aber überzeugt, daß diese Gehaltssummen Differenzen
aufweisen würden, die den letzten Zweifel an der tatsächlichen Ab¬
sicht, die bei Einführung des Leistungsprinzips für die Unternehmer
maßgebend war, beseitigen würde.

Wie schon angedeutet, haben die freien Angestelltenorganisa¬
tionen teilweise Leistungstarife nur unter dem Druck der wirtschaft¬
lichen Verhältnisse und keineswegs aus der Ueberzeugung, daß ein

solches System brauchbar sei, abgeschlossen. Seitens dieser An¬

gestelltengewerkschaften ift besonders in letzter Zeit alles geschehen,
um diese Tarifform zu vermeiden. Leider sind aber Schlichter und

Schlichtungsausschüsse den Wünschen der Arbeitgeber in einem Maße
entgegengekommen, das einfach als verantwortungslos und unüber¬

legt gekennzeichnet werden muh. Vielleicht tragen die zahlenmäßigen
Erhebungen in diesem Artikel dazu bei, auch bei den behördlichen
Instanzen eine neue Einstellung und eine neue Beurteilung der

„zeitgemäßen Tarifform" herbeizuführen. Die Angestelltengewerk¬
schaften, por allem aber die Mitglieder der Angestelltenorganisa¬
tionen werden ihrerseits erkennen müssen, daß zur gegebenen Zeit
mit aller Energie gegen diese verkappte Methode des Gehalts¬
abbaues Front zu machen ist.

DasHeilverfahrenin öer-Angestelltenversicherung.
Von Bernhard Göring, Berlin.

Es ist bekannt, daß der AfA-Bund seit Jnhren für die Aus¬
gestaltung des Heiloerfnhrens in der Angestelltenversicherung zu
einem Rechtsanspruch der Versicherten eintritt. Schon bet den

früheren stattgefundenen Wahlen der Vertrauensmänner der An¬

gestelltenversicherung haben wir diese Forderung in den Vorder¬
grund der Betrachtungen gerückt. Wir miesen immer mieder darauf
hin, daß das Heilverfahren gegenwärtig nur als Kannvorschrift
im Angestclltenversicherungsgesetz verankert ist, die Gewährung eines
Heilverfahrens also immer von dem guten oder schlechten Willen
der Rcichsoersicherungsanstalt für Angestellte bzw. der für die Ge¬
währung in Frage kommenden Instanzen abhängen wird. Dazu

kommt, daß die RfA. ausdrücklich nicht verpflichtet ist. dem Antrag¬
steller eines Heilverfahrens die Gründe einer Ablehnung bekannt¬

zugeben. Unsere Forderung auf Beseitigung der Kannvorschrift,
Ausgestaltung des Heilverfahrens zu einem Rechtsanspruch, sosern
der Vertrauensarzt der Anstalt das Heilverfahren befürwortet,
wurde im Frühjahr des Jahres 192S durch die sozialdemokratische
Reichstagsfraktion in einem Antrag Müller-Franken und Genossen
im Reichstag zur Diskussion gestellt. Leider gelang es uns damals

nicht, die Mehrheit der Reichstagsabgeordneten für unsere Forde¬
rung einzuspannen. Es versagten hierbei, wie in so vielen Fällen,
insbesondere die Vertreter, der Parteien, der die Herren Lambach,
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Thiel, Gerig vom Deutschnationalen Handlungsgehilfenverband an»

gehören. Den GdA. konnten wir in längeren Beratungen von der

Notwendigkeit unserer Forderungen überzeugen. Es besteht gar

kein Zweifel darüber, dah die absolute Mehrheit der der A^oestellten»
Versicherung angehörenden Mitglieder unsere Forderung n.i^r-

stützt. Ts bedarf darüber hinaus ioohl kaum noch des Hinweises,

dah gerade in der gegenwärtigen Zeit, nachdem Krieg und In¬

flationszeit, Arbeitsnst und Arbeitslosigkeit mehr als früher die

körperliche und geistige Gesundheit der Angestellten untergraben

haben, die besondere Notwendigkeit für die Erhaltung der Gesund¬

heit der einzelnen Angestellten gegeben ist. Ausreichende Hilfe

durch die Angestelltenversicherung wird nicht nur dem einzelnen

versicherten Angestellten, sondern wird letzten Endes ja auch der

Allgemeinheit nützen. Wenn hier immer wieder versucht wird, ge¬

stützt auf die völlig unzuld'ngliche^Regelung, gerade die allgemeinen

Kosten für die Heilverfahren der Angestelltenversicherung niedrig

zu halten, so muh das angesichts der geschilderten Notlage als

nahezu ungeheuerlich bezeichnet werden. Vergleicht man den vor¬

liegenden Geschäftsbericht der Angestelltenversicherung über das

Jahr 1925 mir dem Voranschlag, so wird man feststellen können, daß

der Borcmschlag da, wo es sich um Vermehrung des Einkommens

der Angestelltenversicherung handelt, durch die tatsächliche Abrech¬

nungsbilanz weit überksölt worden ist, daß aber auf der anderen

Seite dis für das Heilverfahren im Voranschlag ausgesetzten Beträge

nicht einmal verbraucht worden sind. Es hätte durchaus nichts ge¬

schadet, wenn die Angestelltenversicherung aus den Zinserträgen,
die sich nnch dem Voranschlag verdoppelt haben, einige Millionen

mehr für Heilverfahren zur Verfügung gestellt hätte.

Nun sage man nicht, daß alle unsere Vorwürfe, hie wir er¬

hoben haben und erheben, in der Praris der Unterlagen entbehren.
Uns rwrd gerade in diesen Tagen wieder ein Fall der Ablehnung
eines Heilverfahrens zur Kenntnis gebracht, der bezeichnend für den

gegenwärtigen Zustand ist und den wir deshalb nachstehend wieder¬

geben.
Ein Werkmeister M. A. aus R„ der im Jahre 1321 noch in B.

beschäftigt war, wurde plötzlich lungenkrank. Auf Anraten des Ehes-

arztes des Landeskrankenhauses, in welchem der Kollege drei Wochen

in Behandlung war, beantragte er unter Beachtung der erforderlichen

Formalitäten und unter Einreichung eines ärztlichen Attestes beim

Direktorium der Reichsoersicherungsanftalt für Angestellte ein Heil¬

verfahren zur Wiederherstellung seiner Gesundheit. Es erfolgte dann

auch die Untersuchung durch den Vertrauensarzt und eine Beob¬

achtung im städtischen Krankenhause. Erfolg: Ablehmmg des Heil¬

verfahrens ^shne Angabe der Gründe. Diese Ablehnung kam selbst
dem beobachtenden Sanitätsarzt Dr. M. überraschend.

Der Werkmeister-Kollege, der seine Anwartschaft in der Inva¬

lidenversicherung aufrechterhalten hatte, beantragte nunmehr ein

Heilverfahren bei der Landesverstcheruugsnnsto.lt B. mit dem Erfolg,
daß ihm dasselbe dort in kurzer Zeit genehmigt wurde.

Soweit wir für diesen besonderen Fall ersnhren konnten, waren

selbst die in Frage kommenden Aerzte erstaunt über dns Verhalten
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. Ein 17wöchiger Kur¬

aufenthalt hatte die Heilung, des Lungenlcidens bewirkt. Allerdings
war ein Rachen- und Luftröhrenkatarrh, der trotz mehrjähriger Be¬

handlung nicht völlig zu beseitigen war, zurückgeblieben Dieser
Katarrh verschlimmerte sich im März 192lZ, Dcr behandelnde Arzt
Dr. Pf. aus R. empfahl erneut, einen Antrag zu einer Kur zu

stelle^. Der genannte Arzt erklärte, selbst Vertrauensarzt der Ange¬

stelltenversicherung zu fein, so daß der Werkmeister-Kollege nunmchr

mit Sicherheit auf die Gewährung eines Heilverfahrens zu rechnen

glaubte. Kollege A. wurde einem anderen,Vertrauensarzt zur Fest¬

stellung seines Gesundheitszustandes überwiesen, der aber scheinbar
kein endgültiges Urteil fällte, worauf dann eine Bcobnchtnng iin

Krnnkenhnus zu R. durchgeführt wurde. Hier wurde schlicßlich fcft-

gestellt, daß die Krankheitserscheinungen auf eine Kropfnnluge

zurückzuführen seien, die durch eine kleine, auf Kosten der Kranke»,

knsse durchzuführende Operation beseitigt werden könnte. Die den

Kollegen bis dahin behandelnden Aerzte erklärten einstintinig, daß

die Kropfnnlage nicht das geringste mit den Krnnlheitserscheinungen

zu tun hätte. Trotzdem wurde auch das zweite Gesuch um ein Heil¬

verfahren von der Angestelltenversicherung abgelehnt.
Wir könnten dem vorstehenden Falle andere uns bekannte Bar¬

gänge ähnlicher Art anfügen. Worauf es uns aber in diesein Zu¬
sammenhange ankommt, ist, damit nnsere Forderung auf Beseitigung
der Kannvorschrift zu bekräftigen uno für die lammende Beratung

des Reichstages schon jetzt eine unserem Wunsche entsprechende Um¬

gestaltung bzw. Ausgestaltung des Heilverfahrens zu verlangen.

Die Gewährung des Heilverfahrens muß vom Urteil des Vertrauens¬

arztes abhängen, und dem versicherten Antragsteller müssen die

Gründe, die dann zu einer Ablehnung de^ beantragten Heil¬

verfahrens geführt haben, mitgeteilt werden, damit er die Möglich¬

keit des Gegenbeweisantritts hat.

Gewerkschaftliche Kulturarbeit.
Bon Walter Cfchbach, Berlin.

Jede Zeit prägt ihren kulturellen Ausdruck, der sich vor allem

in der Kunst widerspiegelt. Aus der Anteilnahme an den kulturellen

Bestrebungen einer Gesellschaftsklasse ist ihre Bedeutung erkennbar.

Jn der Gegenwart, die ein Proletariat als „Pa/ins", d. h. aus der

Gesellschaft Ausgestoßene oder Geächtete nicht mehr kennt, in der

vielmehr die großen Massen der Arbeiter und Angestellten in zu¬

nehmendem Maße mitbestimmend im Gesellschaftsleben wirken, drückt

sich der Kampf um Gleichberechtigung und endgültige Befreiung auch

in der Kulturarbeit der Organisation aus. Die Gewerkschaften als

die umfassendsten Vereinigungen der arbeitenden Massen haben längst

erkannt, daß sie Lber die Wahrnehmung rein wirtschaftlicher und

sozialer Interessen hinaus gewaltige Kulturaufgaben zu erfüllen haben.

So ist die Kulturarbeit heute ein wesentlicher Bestandteil der Gewerk¬

schaftsarbeit geworden: nicht nur, um den kulturellen Bedürfnissen

der Massen entgegenzukommen oder sie zu wecken, sondern auch, um

durch die Kulturarbeit weitere Massen für die Organisation zu ge¬

winnen. Kulturarbeit ist im besten Sinne also auch Aufklärung und

Propaganda. Jn der künstlerischen Massenfeier finden Kampfwillen

nnd Sehnsucht nach Befreiung aus den Fesseln der Gegenwart

höchsten, gesteigerten Ausdruck.

Nachdem in der Märzausgabe dieser Zeitschrift von Hans Gott¬

furcht über'die /.Gewerkschaftliche Bildurlgsarveit' Wesentliches ge¬

schrieben wurde, soll im nachstehenden auf die Kulturarbeit der

Gewerkschaften eingegangen werden.

Solange die Arbeiterbewegung als organisierte Zusammenfassung
der arbeitenden Menschen zur politischen Partei und zu den Berufs¬

verbänden besteht, leistet sie Vildungsarbeit, um die ungebildeten

Kräfte zu schulen, um deren Bildung zu vertiefen. Aus den früheren

Arbeiterbildungsvereinen, die unter der Leitung des Bürgertums

standen, wird vor allem durch August Bebel der Grundstein zur

politischen Arveiterbewegung gelegt. Der arbeitende Mensch, bisher

ausgeschaltet von der Teilnahme an Kunst und Wissenschaft, kommt in

steigendem Maße^dazu, fich Wissen und Bildung zu verschaffen. Neben

der Vildungsarbeit erwächst eine eigene Festkultur: bei den Festen
und Feiern zum 1. Mai und zu anderen Gelegenheiten tritt zu der

Rede als feierliche Umrahmung das Lied, die Dichtung, die Musik.

Besondere Massenchöre der Arbeiter pflegen den, Kampfgesang,

Dichter geben dem Freiheitssehnen und dem Kampfeswillen der

Arbeitermassen beredten Ausdruck.

Mehr und mehr beansprucht die Arbeiterbewegung, teil zu haben

auch an der Pflege einer künstlerischen Kultur. Dieses Bedürfnis

erfährt eine gewaltige Steigerung mit der November-Revolution. Die

Arbeiter und Angestellten iverden plötzlich zu einer mitbestimmenden

Schicht in der Gesellschaft. Sie verlangen Rechte, das Bewußtsein

,ihrer Stärke wächst. Dieses Bewußtsein wiederum prägt sich um in

das Verlangen, es auch künstlerisch zu erleben. Jn der Festkultur

werden ganz befonders in den Großstädten neue Wege beschritten.

Die Jugend tritt auf den Plan, Neues fordernd, neue Wege, weisend.

Den imposantesten und erlebnisstärksten Ausdruck erhält die Massen¬

feier in besonderen Feierstunden, in denen der Sprechchor in den

Mittelpunkt gerückt ist. Hier wird die Masse Bewegung, mird sie

Spieler und Träger der Kunst, ihr eigenes Schicksal gestaltend. Die

Cinzelleistung muß sich der Gesamtleistung einfügen, zuordnen. Be¬

sondere Sprechchormerke von Dichtern wie Schönlnnk, Toller, Rothen-

felder, Bröger und. anderen werden eigens fllr den neuen Ausdruck

der Massenfeier geschaffen. Bemegungschöre bringen in rhythmischen

Schwingungen bildhaft zur Darstellung, was sonst nur das gesprochene

Wort gibt. Schließlich entsteht ein immer innigeres Zusammenwirken

von Sprechchor, Gesangschor, Bewegungschor und Musik. Hier ist

allerdings das letzte noch nicht erreicht.

Wenn jede Zeit in der Kulturarbeit ihren Ausdruck findet, so

gilt das bestimmt auch fllr die Gegenwart. Gerade in dcr letzten

Entwicklung der geschilderten Festkultlir sind die Zeichen der Zeit

deutlich erkennbar. Solidarität, gemeinschaftliches Strebe», enge

Verbundenheit durch den der Organisation innewohnenden Gedanken,

und die Zuversicht des Sieg«?« dieser kollektiv empfundenen Eigen¬

schaften der modernen Mrbeite'bewegung finden in der neuen

Massenfeier ihren höchsten Ausdruck.

Mit dieser Entwicklung geht das Bestreben, die Kulturarbeit

der Organisationen durch Zusammenfassung der Kräfte zu steigern.

Nicht mehr der kleine Kreis kann so gewaltiges bieten, wie die

große Gemeinschast. Die Massenseier setzt die Beteiligung aller
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Teile voraus. So werden in den Großstädten Bestrebungen sicht¬
bar, die dieser Notwendigkeit folgen. Jn Leipzig leistet das

Arbeiterbildungsinstitut Borbildliches in der Pflege der^Festkultur.
Das Arbeiterbildungsinstitut (ABI.) gibt sogar eine eigene Zeit»
schrift, den „Kulturwillen" heraus, die in glücklicher Weise sowohl
anregend, wie auch als Spiegel der Arbeiterfestkultur wirkt.

In Berlin besteht ein Ärbeiter-Kultur-Kartell, dem'neben den

Arbeiter-, Angestellten- und Beamtengewerkschaften eine große Zähl
Kulturarbeit treibender Organisationen angehört. In diefem
Arbeiter-Kultur-Kartell sind u. a. vertreten: die Arbeitersäuger, die

Gruppen der Gewerkschaftsjugend, der Angestelltenjugend, der

Sozialistischen Arbeiterjugend, der Jungsozialisten, der Kinder¬

freunde und die Volksbühne. Durch einen besonderen Kulturdeitrcig,
den die angeschlossenen Organisationen leisten, wird die Arbeit des

Arbeiter-Kultur-Kartells ermöglicht.
Durch eine

. Anzahl gut gelungener Veranstaltungen, wie Prole-
'

tarische Feierstunden, Sonnenwendfeier, . Sylvesterkonzerte< eine

Weihnachtsausstellung hat sich das Axbeiter-Kultur-Kartell schon
eilten verheißungsvollen Eingang in den Massen der Arbeiter,
Angestellten und Beamten verschafft. Eine wesentliche Förderung
erfährt die Arbeit des Kartells durch die Mitarbeit der Volksbühne»
deren Aufgabe vor allem die Pflege der Theaterkunst ist. Für den

gewaltigen Fortschritt der Volksbühnenarbeit spricht vor allem die

Tatsache, daß die Volksbühne über 'eine Reihe eigener Theater
verfügt, die sie in steigendem Maße unabhängig macht von dem

Prioatunternehmen.
Das Streben der Arbeitnehmer nach einer kollektiv betätiglen

Kulturarbeit drückt sich auch aus in der Massenmitgliedschaft der

Volksbühne, sowie im Massenbezug guter Literatur. Es sei hier
an die Büchergemeinschaften, wie den Bücherkreis und dis Bücher»
gilde des Buchdruckerverbands erinnert? sie zählen-Zehntausende
Arbeitnehmer als Mitglieder. Fügen wir noch hinzu, daß es durch
Veranstaltung von Studien- und In- und Auslandsreisen vielen
Arbeitnehmern ermöglicht wird, Land und Leute kennen zu lernen,
so drückt sich auch hierin der gewaltige Fortschritt der Arbeitnehmer»
bcwegung aus.

Zusammenfassend kann man feststellen, daß sich die Kultur¬
arbeit der Organisationen auf folgende Gebiete erstreckt: ,

- -

Pflege de>r bildenden Kunst: Durch Besuch von

Ausstellungen, Veranstaltungen eigener Ausstellungen.
Pfleg ed er Theaterkunst: Durch die Volksbühnen»

bewegung, die über eigene Theater verfügt/
Pflege der Feste und Feiern: Durch proletarische

Feierstunden, Sonnenmendfeiern, Novemberfeiern, Maifeiern usw.
Pflege der Musik und des Gesanges: Durch

Orchester- und Sinfoniekonzerte, Massengesang der Ärbeitersänger-
chöre. - ^

.

"

-

' >' ,

Pflege der Dichtung: Durch Dichterabende, Sprechchöre,
Bezirksgemeinschaften guter Literatur. . .

Pflege der Wohnkultur: Durch Vortröge, durch Ver¬
anstaltung von Ausstellungen.

'

.

°
>

Pflege der Freizeitausfüllung: Durch Veranstal¬
tung von Reisen in das In- und Ausland.

So stellt sich das Gebiet der Kulturarbeit, an der die Gewerk¬

schaften lebhaftesten Anteil nehmen, heute einmal recht umfangreich,
aber auch Stärkstes für die Zukunft erhoffen lassend, dar. Die

Sammlung und Geschlossenheit der Arbeiter- und Angestellten¬
bewegung wächst, mit ihr die Bedeutung und Ausgestaltung der
kulturellen Bestrebungen, Aus den geknechteten und geächteten'
Lohnproletariern der Vergangenheit sind die modernen Industrie¬
arbeiter und Angestellten entstanden, die neben der reinen Bildungs-
arbeit in gesteigertenr^Maße Anteil nehmen an der Kunst und einer
edlen Festkultur. Die'Massen der Arbeiter und Angeftellten werden
innerlich reifer, aus dem Menschen, der für die Erhaltung seines
Lebens^ wirkt, der für seine wirtschaftliche und politische Befreiung
kämpft, wird auch der Kulturträger der kommenden Zeit. Für die
Gewerkschaften im besonderen ist die Aufgabe erwachsen, diese
Kulturarbeit auszubauen und zu pflegen. Auch in dem Ausbau
der Kulturarbeit gilt, daß alle Bestrebungen zusammengefaßt und
durch einheitliche Veranstaltungen gefordert werden. Hiervon wird
der Erfolg der Kulturarbeit stärkstens abhängen.

RuhegehaltsversorgungöerOchoröenangestellten.
Bon Otto Haußherr, Berlin.

^Bei den Behörden und sonstigen Körperschaften des öffent¬
lichen Rechts stnd Personen beschäftigt, deren Rechtsverhältnis sich
noch verschiedenen Grundsätzen beurteilt — Beamte und Angestellte.
Das Rechtsverhältnis der Beamten richtet sich nach öffentlich-recht¬
lichen Grundsätzen, das der Angestellten nach dem Privatrecht. Das,
was oft nur als Bestandteil des Beamtenverhältnisses angesehen
wird, der Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung,
ist nicht mit Inhalt dieses Nechtsverhältnisses. Der auf Privat»
dienstvertrag angenommene Angestellte kann auch Ansprüche auf
Ruhegehalt und Hinterbliebenenoersorgung haben.

Heute bereits erfolgt die Gewährung von Ruhegehalt und

Hinterbliebenenversorgung an die Arbeitnehmer bei den Gemeinden
in vielen Fällen, wie die vom Verband der Gemeinde- und Staats-
arbeiter herausgegebene Schrift „Ruhelohn und Hinterbliebenenfür'
sorge für die Arbeitnehmer in den öffentlichen Betrieben und Ber»

waltungen" zeigt. Oft wird dieser Anspruch den Arbeitern zuge»
standen,-in sehr vielen Fällen daneben aber auch den Angestellten
gewährt. Jn neuerer Zeit versuchte allerdings der Deutsche Städte¬

tag, die Gewährung von Ruhegehaltsansvrllchen an Angestellte zu
verhindern. Er hat in der Sitzung des Personalausschusses vom

2«. November 1S2S erklärt, daß fllr die Angestellten durch, die Au-

gestelltenversicherung genügend gesorgt sei. Trotzdem macht die von

den Verbänden des AsA-Bundes besonders geförderte Bewegung
Fortschritte. Auch für die Angestellten der Länder bestehen bereits

ähnliche Bestimmungen, so in Lübeck, Hamburg und Thüringen. Jn
Thüringen mird den angestelltenversicherungsvflichtigen Angestellten
im Falle der dauernden Berufsunfähigkeit im Sinne des Angestellten¬
versicherungsgesetzes ein Rentenzuschuß gewährt. Er beträgt bei
einer nach dem vollendeten 18. Lebensjahre zurückgelegten Dienst¬
zeit von mehr als 15 Jahren 216 Mk. jährlich und bei einer solchen
ron über 40 Jahren 360 Mk.

^

Diese Bewegung fortzuführen, haben sich die dem AfA-Bund
angeschlossenen Perbände zur besonderen Aufgabe gemacht. Sie
sind dabei von den Gesichtspunkten ausgegangen, daß die heutige
Angsstelltenversicherung nicht die Leistungen ausweist, die im Falle
der Invalidität und des Alters ein einigerrnaßen sorgenfreies Leben
gewähren. Die Formen, unter denen heute solche Versorgung ge«
währt wird, sind verschieden. Die Versorgungsansprüche werden

versprochen, ohne daß ein Rechtsanspruch auf dieselben besteht. In
einigen Orten ist auch das der Fall. Auch der Fall kommt vor, daß
die betreffende Körperschaft in einem größeren Verbände für ihre

Arbeitnehmer versichert ist. Jn anderen Fällen hat man besondere
Verein« des öffentlichen Rechts gegründet und die einzelnen Arbeit¬

nehmer diesen Kassen als Mitglieder zugeführt. Von besonderer
Bedeutung, ist die Entwicklung dieser Verhältnisse bei der Deutschen
Reichspost.

Jm Juli 1926 legte die Deutsche Reichspost den ani Reichs-
Angestelltentarifvertrag und den am Reichs-Postarbeitertarifoertrag
beteiligten Organisationen den Entwurf einer Satzung vor, deren
Zweck nach H 2 des«Satzungsentwurfs wie^folgt festgesetzt war:

„Die Anstalt Hot den Zweck, den Angestellten und Arbeitern
der Deutschen Rcichspost sowie der übrigen Reichsverwaltungcn
und deren Hinterbliebenen Zuschüsse zu den gesetzlichen Ruhe¬
geldern und Invalidenrenten zu gewähren."
Ueber die Errichtung dieser Versorgungsanstalt wurde in viel¬

maligen Verhandlungen zwischen deu Organisationen und zunächst"
der Reichspostverwaltung Uebereinstimmung erzielt. Die Versor¬
gungsanstalt der Deutschen Reichspost ist ein Verein des öffent¬
lichen Rechts, der aber unter der Mitverwaltung der Versicherte«
steht. Organe sind: der Vorstand, der Aufsichtsrat, der Rechnungs»
Prüfungsausschuß und das Schiedsgericht. Die Anstalt kennt Pflicht¬
mitglieder und freiwillige Mitglieder. Pflichtmitglieder der Anstalt
sind die noch nicht 45 Jahre alten, dauernd in unmittelbarem Dienste
der arbeitgebenden Verwaltung stehenden" Angestellten und Ar¬
beiter beiderlei Geschlechts für die Dauer ihrer Beschäftigung. Die
Angestellten zahlen zu dieser Kasse Beiträge, die zunächst für die

ersten vier Jahre wie folgt festgesetzt sind:

Klasse
Tatsächliches

Jahreseinkommen

«Rechnungs»
-

mcifztges
Einkommen

Wo,
Bcr»

waltung

He n beitrüge
Pfltcht» Freiwillige

Mitglieder Mitglieder
RM. RM. Pf- Pf, ^ Pf.

1 bis 52« soo 5« 25 75

2 über 620
., 78« 75« 76 38. 114

3
,.

78«
,.

104« 1000 10« 5« 15«
4

„ 104«
.,

1300 1200 12« 6« 18«
5

„ 130«
„

1560 140« 140 7« 21«

6 „ 1560 „ 182« 1600 160 8« 24«
7

,. 182« ., 208« 19««^ 19» 95 285

8 „ 208«
„

2600 220« 22«
'

11« 33«

S „ 2600 „
3120 28«« 28« 14« 42«

10
„

312«
„

4160 3500 35« 175 525

11 « 416« „ 6200 450« 45« 225 675

12 « 520« 550« 55« 275 825
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Die Mitglieder, die der Anstalt volle fünf Jahre angehört haben,

erhalten bei Eintritt der Berufsunfähigkeit oder des Bezugs von

Invalidenrente oder Ruhegeld eine Zusntzrente. Diese Zusatzrente

besteht aus einer Grundrente und jährlichen Steigerungssätzen.

Außerdem werden Witwen- und Waisenrente, Sterbegeld und

eventuell Kosten für Heilverfahren gewährt. Die Grundrente beträgt:

in Versicherungsklnsse 1 . . . . .
200 Mk.

„

"

„
3 .... » 280 „

4 ..... .
320 ..

5 I /

'

! ! 400 I

'

. I
"

'
' 8 SS« I

„ „
1« .... .

873 „

xll 112S .,

-12 137S ..

Die jährlichen Steigerungssätze betragen vom Tage des Beginns

der Mitgliedschaft an Proz. des der Beitragsleistung zugrunde

gelegten rechnungsmäßigen Einkommens.

Die Organisationen glaubten, daß die Errichtung dieser Kasse

ohne Widerspruch erfolgen würde. Sie sollte bereits nm I.Oktober

192S in Wirksamkeit treten. Dies konnte aber erst am I.April 1926

geschehen. Es lag dies an dem Widerspruch, den die in den Ver¬

waltungsrat der Deutschen Reichspost gewählten Vertreter der Wirt¬

hschaft und merkwürdigerweise die Beamten erhoben. Trotz dieses

Widerspruchs wurde die Errichtung der Kasse im Berwnltungsrnt

genehmigt. Am meisten Verwunderung fand bei den Angestellten

der Widerspruch durch die Vertreter der Beamtenschaft im Ber-

waltungsrnt. Eine Arbeitnehmerkategorie, die den Vorteil einer

guten Pensionsberechtigung und Hinterbliebenenversorgung hat,

sollte doch gegen ähnliche Einrichtungen für andere Ärbeitnehmer-

gruppen keinen Widerspruch erheben. Als Begründung für den

Widerspruch murde angeführt, daß durch die Schaffung solcher Ver¬

sorgungseinrichtungen für andere Arbeitnehinergruppen als Beamte

das Berufsbeamtentum gefährdet werde. Die Errichtung der Kasse

wurde nicht verhindert, wohl aber daß sie auf die Arbeiter und

Angestellten, der übrigen Reichsverwaltungen erstreckt wurde. Man

wollte die Schmierigkeiten uicht vergrößern und zunächst für die

Post diese Einrichtung schaffen. Es bleibt für die dem AfA-Bund

angeschlossenen Verbände diese' weitere wichtige Arbeit noch übrig.

Aber auch nnch der Errichtung der Knsse sind die Postbeamten

weiter gegen dns Bestehen dieser MnrichUtng Sturm gelnusen. I»

dem Organ des Reichsoerbnndcs Deutscher Post- und Telegraphen»

benmten, „Deutsche Post", vom tt, Januar 1926, befindet sich sin

Artikel, in dsm gegen diese Kasse Stellung genommen mird. „Am

bedenklichsten ist die Aufnnhins der Helfer". Das sind bei der Post»

Verwaltung auch mit die Angestellten, die als Helfer im Angestellten-

! Verhältnis bezeichnet werden. Gegen die Ausnahme dieser in die

Kasse hat nlso der Reichsverband Deutscher Post- und Telegraphen¬

beamten weiter die stärksten Bedenken. Besonders charakteristisch

sind dann zwei Stellen, die in dem Artikel der „Deutschen Post"

enthalten sind, in denen es heißt:

„Schafft man größere Massen von staatlichen Arbeitern, dann

zerreißt man die Slandesgemeinschnft und tragt Gegensätze in die

Betriebe, Auch drückt man durch dic Zusammcnsügung von Ar-

. beitern und Beamten das Ansehen der Bcamtcnstellung her¬

unter . . ."

und

„Davon, was Staudesbewußtseiu heißt, knuu sich der Richt-

beninte wohl keine richtige Vorstellung machen. Man irrt nber

ganz gewaltig, wenn man sich den Beamten, auch den dcr unteren

Klassen, als Lohnarbeiter vorstellt. Der Staat, das Allgemein¬

wohl wird sehr schlecht dabei abschneiden, menn in der Beamten¬

schaft ein trostloses Proletariergefühl das Standesgefllhl ver¬

drängen würdc. Spielt man nicht ein gefährliches Spiel?"

Aus diesen Ausführungen spricht ein Dünkel dieser Kreise, der

nicht zu überbieten ist. Angeblich soll deshnlb ein gefährliches Spiel

mit dem Staat, dem Allgemeinwohl gespielt werden, meil Arbeiter

und Angestellte auch einen auf Grnnd eigener Beitragsleistungim

basierenden Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürsorge

erhalten sollen. Durch die Aeußerungen dieser Beamtenzeitung er»

kennt man, daß das Beamtentum im Sinne der Borkriegszeit als

besondere, Kaste wieder angesehen und behandelt werden will. Die

anderen beiden Arbeitnehmergruppen, Angestellte und Arbeiter,

können, über diese Meinung? hinweggehen, und wie bisher durch ihre

gewerkschaftlichen Organisationen zähe und unerschütterlich an dein

von ihnen nls richtig und erkämpfenswei't erstrebten Ziele weiter¬

arbeiten.

Das faschistische Gewerkschaftsmonopol.
Von DnlmoCarn evali, Rom.

Das Ergebnis der Verhandlungen,, die unter dem Vorsitz Fnrr?

nnccis, des Sekretärs der faschistischen Partei, zwischen den Vertretern

des. italienischen Jndustriellcnverbnndes, d. h, den Abgeordneten

Benni und Olivetti und den Vertretern der faschistischen Korporatio¬

nen, d. h. den Abgeordneten Rossoni und Cucini, stattgefunden haben,

ziehen das Interesse der Oeffentlichkeit und der Presse auf sich. Wie'

eine offizielle Kundgebung besagt, wurde in diesen Verhandlungen

folgendes vereinbart:

1. Der Jndustriellenverbnnd erkennt die faschistischen Korpo¬

rationen und die ihnen angeschlossenen Organisationen als

die einzig bevollmächtigten Vertreter der Arbeiterschaft an.

2. Die faschistischen Korporationen erkennen den Jndustriellen¬

verbnnd und die ihm angeschlossenen Organisationen als die

einzig bevollmächtigten Vertreter der Industrie an.

3. Alle das Verhältnis zwischen Industrie und Arbeiterschaft

betreffenden Verträge find abzuschließen zwischen den vom

Jndustriellenverbänd abhängenden Organisationen und den

faschistischen Korporationen.

4. Die Betriebsausschüsse werden abgeschafft, ihre Tätigkeit wird

übernommen durch die jeweilige örtliche faschistische Korpo¬

ration, die sie aber ausschließlich Her jeweils in Betracht

kommenden Jndustriellenorgnnisation gegenüber ausüben wird.

Die Abschaffung der Betriebsausschüsse und die Uebernahme

ihrer Funktionen durch die faschistischen Korporationen bedeutet eine

ernste Gefahr für die italienische Arbeiterbewegung und nicht minder

sür die italienische'Volkswirtschaft. Den Organisationen der In¬

dustriellen, die bisher den faschistischen Asrpornt^iten aus guten

Gründen ablehnend gegenüberstanden und sich das Recht bewahrten,

sich mit den Organisationen jeder politischen Färbung (d. h. mit dem

Allgemeinen italienischen Geröerkschaftsbund, mit dem italienischen

christlichen Gewerkschaftsbund und mit den' dem letzteren ange¬

schlossenen christlichen Organisationen) auseinanderzusetzen, soll

kurzerhand das Monopol der faschistischen Korporationen aufge¬

zwungen werden. Die Industriellen haben sehr wohl erkannt, welche

Bedeutung die Verhandlungen mir'den verschiedenen Organisationen

für sie und für die Produktion haben. Sie wissen, daß das von den

Theoretikern des Faschismus seil langem geforderte Monopol der

faschistischen Korporationen eine flagrante Verletzung des freien

Konlitionsrechtes der Arbeiterschaft und ein gefährlicher Verstoß

gegen die starren Gesetze der Wirtschast und der Produktion ist; sie

wissen, daß Kollektiovertrcige nur dnnn wirklich wirksam find, wenn

sie mit den authentisch beauftrngten Vertretern der Arbeitermehr¬

heit abgeschlossen werden, und daß Zwangsorganisationen der

Arbeiterschaft gegenüber machtlos find. Die Bertreter der In¬

dustriellen aber müssen dem Drucke weichen, deu die faschistischen

Organisationen auf fie ausüben, und den wirksam nuszuübeu diese

in der Lage sind, wcil die Regierungspartei hinter ihnen steht. Der

Faschismus kann nicht leugnen und leuguet nicht, daß die italienische

Arbeiterbewegung genau so wie anderwärts eine zwnngsläusig aus

der Entwicklung der Wirtschnftsverhältnijse hervorgcgongene Erschei¬

nung ist; er will ihr nber. Schranken setzen, sie reglementieren und

vor allem sie vor seinen eigenen Pnrteiknrren spannen. Die Orgnni-

sntionen der Arbeiter können und dürfen aber nur vom wirtschnst¬

lichc» Gesichtspunkte nus geleitet werden? jede politische Einmischung ,

und Beeinflussung hemmt den Gang der Wirtschast und führt letzten

Endes zu einer Katastrophe. Zu oft schon hat die politische Macht

den Beweis geliefert, dnß sie unfähig ist, die Faktoren der wirtschaft¬

lichen Organisation zu reguliere», ja daß jeder ihrer Eingriffe die

Produktion schwächt, wen» nicht lahmlegt.

Die Betriebsnusschllsse, die iü der unmittelbar auf den Krieg

gefolgten Zeit eingeführt worden waren und die seit dem Regierungs¬

antritt des Faschismus ein recht problematisches Dnsein führen, sind

die unmittelbnren Träger des unverfälschten Willens der Arbeiter?

sie überwachen die Einhaltung dcr Vertrüge, wie der Stnnt seinerseits

durch die 'Betriebsinspektionen die Einhaltung der Arbeiterschutz-

gesetze übermnchen läßt. Außerdem gehört zum Wirkungsbereich der

Betriebsnusschllsse die Auslegung der Verträge und Reglements, die

Vermittlung und der Ausgleich'von Gegensätzen und die friedliche
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Lösung aller jener Probleme, die in großen Mtrieben mit zahlreicher
Beamtenhierarchie täglich aufzutauchen pflegen. Die Ausschüsse
bilden das Bindeglied zwischen den. Arbeitervertretungen und den
Werksleitungen. Die Zahl ihreiA Mitglieder schwankt je nach der
Anzahl der im betreffenden Werke beschäftigten Arbeiter, Die Bor»
aussetzungen des aktiven Wahlrechts, die Dauer der Mandate, das

Verfahren der geheimen Wahl, alles ist^gennuestens und strengstens
vorgeschrieben. Nach dem Hochkommen des Faschismus wurden
in vielen Werken die Betriebsausschüsse abgeschafft, und das Ab»
kommen zwischen den faschistischen Korporationen und dem Jn»
dustriellcnverbnnd soll nunmehr auch diejenigen beseitigen, die noch
erhalten geblieben sind; an ihre Stelle sollen die Vertrauensmänner
der faschistischen Korporationen treten, die im Grunde nichts sind als

pompös aufgemachte Generale ohne Soldaten. Der Zweck, den der
Faschismus mit dieser Aktion erreichen will, liegt klar ZtUnge: die
Arbeiter, deren Mehrheit den Faschismus schroff ablehnt, sollen auf
dem Wege der Ausschaltung der freien Gewerkschaften faschistisiert
werden.

Offen bleibt allerdings die Frage, in welcher Weise den Arbeiter»'
Massen faktisch eine Vertretung aufgezwungen werden könnte, die sie
nicht selbst in freier Wahl'nufgestellt Habens Mussolini selbst schrieb
noch im Mai 1929 in seinem Blatte „Popolo d'Jtnlin": „Niemand
darf in Italien daran denken, der arbeitenden Klasse die Rechte,
Sicherheiten und Verbesserungen zu entreißen, die sie in Jahrzehnten
des Kampses und der Opfer errungen habend' Die Verteidigung der
Freiheit der Vertragsschließung und des Weiterbestondes der Be»
triebsausschüsse ist heute zu einem brennenden Interesse der Pro»
duktion geworden und hinsichtlich des Standpunktes, den die beiden
großen Organisationen, der Allgemeine italienische Gewerkschastsbund
und die christlichen Gewerkschaften samt den ihr angeschlossenen
sonstigen christlichen Organisationen, gegenüber dem Vorstoß der
Faschisten einnehmen, kann kein Zweifel bestehen. Dcr leitende Aus»
schuh des Allgemeinen italienischen Gewerkschaftsbundes weist den
faschistischen Versuch glatt zurück; er stützt sich dabei u. a. auf die
Bestimmung des Abschnitts XIII des Vertrages von Versailles.
Auf Grund dieser Bestimmungen hat der Gewerkschaftsbund das

Recht, die internationalen Organisationen, denen er angeschlossen
ist, anzurufen und zum Einschreiten zu veranlassen. Ein energisches
Eingreifen des Amsterdamer Internationalen Gewerkschaftsbundes
liegt also durchaus im Bereiche der Möglichkeit. Der Vertrag von
Versailles schützt die Arbeiterorganisationen ausdrücklich vor politi¬
schem Mißbrauch und er schreibt vor, daß die Arbeiter die Frecheit
haben müssen, sich die Organisation, der sie angehören wollen, und
die Bevollmächtigten, von denen sie im Falle von Differenzen ver»
treten sein wollen, selbst zu wählen. Nicht minder- energisch ist dei
Protest des Exekutioausschusses der christlichen Gewerkschaften, dem
die Vertreter der^ sonstigen christlichen Organisationen zugestimmt
haben. Der Ausschuß fordert kategorisch das Recht der Konlilisns»
freiheit, und er beruft sich auf die christlich-soziale Lehre. Er fordert
alle Katholiken auf, einmütig die Stimme zu erheben zur Verteidi»
gung der Freiheit der christlichen Gewerkschaften und ihres Rechts,
die Interessen der ihnen anhängenden Arbeiterschaft zu vertreten.

'

Sämtliche freien Gemerkschasten haben beschlossen, ihre Organ!»
sntions- und Schutztätigkeit fortzusetzen. Die Faschisten führen' zu
ihrer Verteidigung an, daß ste. das alte. Problem der Vereinheit¬
lichung der Gewerkschaftsbewegung lösen wollen, jener bisher stets
gescheiterten Vereinheitlichung, die seit zwei Jahrzehnten Gegen»
stand des Studiums aller jener ist, die sich mit dem Orgnnisntisns»
Problem befassen. Einer der Hauptgründe des Scheiterns aller in
dieser Richtung bisher unternommenen Versuche ist die Verschieden»
artigkeit der wirtschaftlichen Verhältnisse' in den verschiedenen
Lnnsesteilen, die Verschiedenheit des Grades der industriellen Ent»
Wicklung, die Verschiedenheit der landwirtschaftlichen Methoden, die
Verschiebenden der wirtschaftlichen Verhältnisse hinsichtlich Erzen»
gung und Verbrauch. Der Faschismus aber will nun getreu seiner
überall angewandten Methode an die Stelle des spontanen frei»
willigen Zusammenschlusses der verschiedenen Organisationen Ge¬
walt anwenden und er versucht, aus Parteigründen mit Hilfe der
Staatsmacht der arbeitenden Klasse und der Industrie sein Organi¬
sationsmonopol aufzuzwingen das allen rvirtschnftlichen Gesetzen
Hohn spricht, die allein in allen das feine Uhrwerk der Produktion
berührenden Fragen maßgebend sein dürfen.

Hoch einmal: Angestellte unö Reichstag.
Die fortgesetzten Angriffe und demagogischen Behauptungen der

gegnerischen Verbände, insbesondere des Deutschnationalen Hand¬
lungsgehilfen-Verbandes in der Oeffentlichkeit nach Verabschiedung
des Kündigungsschutzgesetzes veranlaßten uns, in der Nr. 9 der AfA-
Bundeszeitung unter der Ueberschrift „Angestellte und Reichstag"
auf die Borgeschichte, die zur Schaffung des Kündigungsschutzgesetzes
geführt hat. und auf die Verhandlungen über das Knnppschafts-

'gesetz einzugehen. Unsere Ausführungen wiesen einwandfrei nach,
daß die bürgerlichen Angestelltenvertreter des Reichstages bei der
Abstimmung über das mit ihren eigenen Stimmen im Unterausschuh
angenommene Programm, gegen die Beschlüsse gestimmt haben und
ebenso bleibt unbestritten, dah es Schuld derselben Angestellten¬
vertreter ist, dah die Gesamtheit der kaufmännischen Bergbau¬
angestellten von der Alterspersion der Knappschaft ausgeschaltet ist.

An dieser Tatsache ändert auch nichts, dah uns der Reichstags-
abgeordnete Otto Thiel eine Berichtigung folgenden Inhalts zur
Versügüng stellt:

'

,,

„Die in Heft S der AfA-Bündeszeitung wom September 1926
auf S. 119 aufgestellte Behauptung, daß ich der Abstimmung über
das Reichsknnppschnstsgesetz in dritter Lesung ferngeblieben sei, ist
unwahr. Wahr ist, daß ich an dieser Abstimmung teilgenommen
^inbe."

Es trifft zwar zu, daß Herr Thiel bei dieser einen Abstimmung
anwesend war. Er war aber nicht anwesend bei den vier entscheiden¬
den namentlichen Abstimmungen, die am 9. und 16. Juni über die
dringlichsten Forderungen*) der kaufmännischen Vergbauangestellten
stattfanden.

Wir machen übrigens Herrn T. aus diesem Fernbleiben keinen
Vorwurf, denn er war krank. Unsere Bemerkung sollte nur be¬
sager? daß die Behinderung einer Teilnahme an Abstimmungen bei
unseren Kollegen Giebel und Aufhäuser ebenso vorkommen kann, wie
bei Herrn Thiel.

Auch die vorstehende Berichtigung Sndert nn der Tatsache nichts,
daß die DHV.-Bertreter im Reichstag wie schon so oft bei ent»
scheidenden Abstimmungen nicht nur versagten, sondern gegen ihre
eigenen Beschlüsse und Forderungen stimmten. Es bleibt dabei, daß
allein der AfA-Bund und seine^Verbände die Forderungen der An»

*) Anträge Nr. 2Z0S/3, Nr. 2341, Nr. 236S/S.

gestellten entschieden und soweit als möglich mit Erfolg vertreten.
Bedürfte man noch eines besonderen Beweises, so müssen die nach
Verabschiedung des Kündigungsschutzgesetzes in der Arbeitgeberpresse
veröffentlichten Darstellungen dazu dienen, den Angestellten,^« sich
trotz aller Vorgänge der letzten Jahre noch immer vom DHV. Sand
in die Augen streuen lassen, zu denken zu geben. Die nachstehenden
Misführungen entnehmen mir der Zeitung des Deutschen Industrie»
schutzverbandOS. Es heißt dort in der Nr. 113 vom August d. I. auf
Seite'6 wörtlich:, ^ '

.

. „Das scheint nun selbst den Allzeit willigen Abgeordneten ver»

schiedener Parteien^u toll geworden zu sein: andererseits hielt
man es offenbar aber nicht für opportun, die Sache gänzlich unter
den Tisch fallen zu lassen oder sie erst nach ganz eingehender Be-

^

ratung zu verabschieden, denn der AfA-Bund hatte ja nach seiner
eigenen Bekundung „dafür Sorge getragen, daß der Reichstag
nicht in die Ferien geben werde, ohne diese Sache gesetzgeberisch
geregelt zu haben": eigenartig und interessant, wie eine solche
relativ kleine Interessengruppe den souveränen Reichstag zu be¬
herrschen vorgeben kann, interessant aber auch, dnß die Borher¬
sage eingetroffen ist."
In der Nummer 112 der gleichen Zeitschrift war schon Mitte

Juli d.J. in derselben Angelegenheit das Folgende zu lesen:
„Bezeichnend dafür ist, daß der AfA-Bund frank und frei ver¬

künden läßt/er habe dafür gesorgt, daß der Reichstag am 28. Juni
nicht in die Ferien gehen werde/bevor die Gesetzesvorlage zum
Schutze der älteren Angestellten von ihm verabschiedet sei. Es ist
doch ein starkes Stück, menn die Interessenvertretung eines doch
nur sehr kleinen Bruchteiles der Staatsbürger mit solcher Be»
stimmtheit darüber Erklärungen abzugeben in der Lage ist, was
von seiten des „souveränen" Reichstages geschehen wird. Der alte
Snbor würde nuch hier wieder erklären: „Das läßt tief blicken!"
Dieses Auftreten des AfA-Bundes läßt doch vermuten, daß er ein
sehr weitgehendes Abhängigkeitsverhältnis der Reichstagsfraktion
von den Gewerkschaftsvertretern in ihren Reihen als bestehend
ansieht."
Die Angriffe der Arbeitgeber, die wir durch weitere Zitate er»

gänzen könnten, beweisen deutlich, von welcher Seite aus die An¬
gestellten die tatkräftigste Unterstützung'ihrer Forderungen auf allen

fen. Gö.Gebieten erwarten dürs
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Leitsätze Zur Bekämpfung öer Belastung öes Arbeits-

marktes öurch pensionierte oöer auf ZVartegelö gesetzte
Beamte unö SffHiere.

1. Die Pension des Beamten stellt sich als ein wohlerworbenes

persönliches Recht dar. Sie entspricht der gleichen Erwägung, von

der die Forderung des AfA-Bundes nach Schaffung einer allge¬

meinen sozialen Fürsorge und der allmählichen Hinleitung der

sozialen Versicherung nach diesem Ziel ausgeht. Das Wartegeld

des Beamten entspricht auch dem Grundsatz der lebenslänglichen

Anstellung.
2. Eine Kürzung oder Anrechnung von Pensionen oder Warte¬

geld des Beamten, der ein Arbeitseinkommen bezieht, ist deshalb

nicht angängig: sie ist ebenso abzulehnen wie die Anrechnung von

Leistungen aus der Sozialversicherung auf das Arbeitseinkommen

eines Privatangestellten. Eine solche Kürzung liehe auch keinesfalls

erwarten, dah dadurch etwa der Andrang der pensionierten Beamten

und Wartegeldempfänger auf den Arbeitsmarkt der Angestellten

irgendwie verringert werden würde. Vielmehr würde damit lediglich

der Anreiz zu einem Lohndruck verstärkt und die Kürzung nusschlieh-

lich dem Unternehmer zugute kommen.

3. Das Recht auf Arbeit ist ein in der Weimarer Verfassung

festgelegtes Grundrecht, das weder sür einzelne Staatsbürger noch

für einzelne Volksteile eingeschränkt werden darf.
L.

Soll gemäß den unter Abschnitt ^. enthaltenen Leitsätzen ein

Eingriff in die geltenden Rechtsverhältnisse der Beamten vermieden,

gleichfalls aber eine beschleunigte Regulierung des bis zum äußersten

belasteten Stellenmnrttes der ohnehin sozial weniger geschützten

Angestellten erreicht werden, so kann dies nur durch die Eingliede¬

rung der betreffenden Beamten in die bestehende Ärbeitsnachmeis-

orgnnisntion erfolgen. Deshalb ist zu fordern:

1. Die Einstellung pensionierter oder auf Wartegeld gesetzter

Beamten darf nur durch den öffentlichen Arbeitsnachweis erfolgen.

2. Pensionierte oder auf Wartegeld gefetzte Beamte, deren

Bezüge aus dem Beamtenverhältnis nicht mehr als den doppelten

Betrag dessen ausmachen, was sie für sich und ihre Angehörigen an

Arbeitslosenunterstützung erhalten würden, wenn die Voraussetzungen

zum Bezüge derselben vorhanden wären, sind bezüglich der Ein¬

reihung und Vermittlung nach den gleichen Grundsätzen zu be¬

handeln wie andere Arbeitsuchende.
3. Soweit die Bezüge aus dem Beamtenverhältnis diese Grenze

übersteigen, ist vor der Vermittlung festzustellen, daß keine anderen

sür den betreffenden Posten geeigneten Bewerber beim Arbeits¬

nachweis eingetragen sind.
4. Arbeitsverträge, die nach Inkrafttreten der Bestim¬

mungen L 1 bis 3 unter ihrer Außerachtlassung zustande gekommen

sind, sind nichtig. Arbeitgeber, die pensionierte oder auf Wnrtegeld

gesetzte Beamte unter Umgehung dcs öffentlichen Arbeitsnachweises

einstellen, sind zu bestrafen.

Hemschule Aena.
Versuche, dem wissensbedürstigen Publikum das notwendige

geistige Rüstzeug durch fernmündlichen Unterricht zur Verfügung zu

stellen, werden seit Jahren angestellt. Jetzt hnt sich, wie wir einein

Prospekte entnehmen, in Jena eine Feruschule gebildet, die sich zur

Aufgabe stcllt, durch brieflichen und fernmündlichen Unterricht unter

Benutzung des Radios, Schüler auf technischem Gebiete und zwnr

in der Betriebs- und Verwaltungstechnik auszubilden. Der Fern¬

unterricht soll durch umfangreiches Film- nnd Bildmaterial ergänzt

werden. Die Fernschule umfaßt zurzeit sechs Abteilungen und zwnr

für Maschinentechnik, Elektrotechnik, Flugtechnik, Betriebs- nnd

Verwaltungstechnik, Volks- und Weltwirtschaftslehre uud Sonder¬

kurse. Jede Abteilung ist in Unter-, Mittel- und Oberstufen ein¬

geteilt. Die Normaldauer dcs Unterrichts in der Unterstufe

beträgt 4, in der Mittelstufe und Oberstufe je 2 Semester. Als

Schulgeld muß pro Monat 10 Mk. im voraus entrichtet werdcn,

Die Schule stellt dafür Lehrhefte, Anleitungen und Lehrpläne, die

in das Eigentum des Schülers übergehen, zur Verfügung. Nach

Beendigung eines Semesters stellt die Schule ohne besonderen

Antrag ein Hnlbjnhrszeugnis aus. Die Abschlußprüfungen finden

zweimal im Jnhre in Jena statt. Der zur Vermittlung stehende

Lehrstoff ist außerordentlich reichhaltig. So werden, um nur ein

Beispiel zu nennen, in der Unterstufe der Abteilung für Maschinen¬

technik im ersten Semester 144 Vorträge gehalten.

Stand am letzten d, Monats

. « . ^ ^ ^. ,

erwerbslos i„ Prozent

l. Industrie und Handel. gui, August

s) kaufmännische Angestellte (ZdA) .... 7,22 7.14

d) technische Angestellte (Butab) 13,3« 13,46

c) Poliere und Schnchtmeister im Baugewerbe 16,89 1S,«4

<l) Werkmeister der Schuhindustrie . . . . 17,48 16,69

gewogener Durchschnitt 9,69 9,46

II. Behörden (einschl. Anstalten der Sozialversicherung),

s) Burenucmgestellte (ZdA.) 7.19 7,12

b) technische Angestellte (Butab) .... . 3,76 3.78

gewogener Durchschnitt 6,8« 6,77

III. Theater.
s) Schauspieler (Bühnengenossenfchaft) . . . 42,02 37,8«

b) Chorsänger und Ballettänzer .... . 7,00 9,36

gewogener Durchschnitt 33,97 31,27

Sozialpolitik
Wohin öes Wegs?

Die Sozialpolitik läuft noch in den alten Gleisen der behörd¬

lichen Fürsorge und Bevormundung der Arbeitszeit und Lohn¬

regelung ohne neue Ideen und immer mehr mechanisierend statt

geistig erneuernd und aufbauend: fo hat der Reichsverband

der deutschen Industrie auf seiner diesjährigen Tagung

durch seinen Redner, den Generaldirektor Dr. Silverberg, die

jetzige Sozialpolitik des Reiches verurteilt und es als notwendig

bezeichnet, daß sich die Sozialdemokratie unter Führung der Unter¬

nehmer an der Regierung beteilige. Damit soll ja wohl auch eine

neue Sozialpolitik ermöglicht werden, die den Forderungen der

Industriellen entspricht.
Das hört fich ganz hübsch an, aber das bisherige Verhalten

der Industriellen gegen die sozialpolitischen Forderungen der An¬

gestellten und Arbeiter mahnt, genau zu achten darauf, was mit

dem Kampfruf gegen die alte Sozialpolitik gemeint ist:

Sollen — was in der Tat notwendig ist — die Arbeits-

,und Lohnverhältnisse dadurch geregelt werden, daß planmäßig
die Angestellten und Arbeiter durch ihre Gewerkschaften zur

Mitarbeit daran in viel weiterem Umfange herangezogen

werden als bisher, oder

sollen die jetzt noch bestehenden Ansätze eines ernsthaften

Arbeiterschutzes beseitigt und die Angestellten und Arbeiter gleich¬

sam mit gebundenen Händen den Industriellen ausge¬

liefert werden?

Soll also die „behördliche Fürsorge und Bevormundung" er¬

setzt werden durch den entscheidenden Einfluß der An¬

gestellten und Arbeiter auf die Gestaltung des

Arbei tsvertrages oder durch die schrankenlose Will¬

kür der Unternehmer?
Zu dieser Frage mahnt noch ganz besonders der Umstand, dnß

augenblicklich die Entrüstung über die alte, veraltete Sozialpolitik

gerade in den Kreisen am beliebtesten ist, die am wenigsten von

einem ernsthaften Arbeiterschutz wissen wollen. So sinken wir diese

Entrüstung auch in einer, vor kurzem erschienenen Schrift von

Dr. Karl v. Vnl5s, o. ö. Professor an der Universität Budapest.*)

Die Schrist ist — trötz des harmlosen Titels: „Die Grundlagen der

Sozialpolitik" — ein Vcrsuch, den Fnschismus und die faschistische

Sozialpolitik „wissenschaftlich" zu rechtfertigen. Es verlohnt sich der

Mühe, auf das, wns hicr über die faschistische Sozinlpolitik gesagt

wird, etwas näher einzugehen.

Nach dieser Art von faschistischer „Wissenschaft" ist für das Ge-

meinwohl entscheidend die „gute" Gesinnung, die Arbeitsfreude und

Zufriedenheit der Augestellten und Arbeiter. Daher müsse die

Sozialpolitik es als ihre Aufgabe betrachten, den Wert des Ar-

*) Verlas", von Gustav Fischer in Jena.
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beitsberufs und der Arbcitsliebe immer höher zu preisen, dagegen
die Verbreitung und die Verbreiter derjenigen, Weltanschauungen
zu bekämpfen, nach der die Angestellten und Arbeiter auf ihren
eigenen Vorteil bedacht sind. Als nachahmenswertes Beispiel führt
der Verfasser das Auftreten von Mussolini und seinem Faschismus
an: Es sei vornehmlich wohl aus dem Grunde eine „epochemachende
Erscheinung von öffentlichem Interesse", weil er und. der Faschis¬
mus die Pflichterfüllungsmoral wieder dcr Seele der ihren Fahnen
folgenden Menge eingestanzt oder aufgezwungen haben. Das

führe zu einer glücklichen und zufriedenen Gesellschaft.
Ein solches „Einpflanzen" oder „Aufzwingen" ift nach der

„Wissenschaft" des Faschismus eine ganz einfache Sache. Denn:
Der Mensch ist ein suggerierbares Wesen; die gesellschaft¬

lichen Massen aber find auf suggestive Einwirkun¬

gen mehr oder weniger geradezu eingestellt.
Also komme es aus die „suggestive" Einwirkung durch die

Führer an. Durch sie seien breite Volkskreise sür die mar-xistischen
Richtungen gewonnen wordcn, obgleich es leicht erkennbar sei, daß
sie „irrtümlich, schädlich und dem öffentlichen Interesse entgegen¬
gesetzt" seien. Dabei stehe die marxistische Gedankenwelt den

europäischen Völkern fremd gegenüber. Las werde dadurch be¬

wiesen,
„daß die niedrigere und auf dis Erweckung von gehässigen In¬
stinkten bauende umstürzlerische Logik von fremder Herkunft durch
das Ideal des im Nahmen der nationalen Gesellschaft zu er¬

reichenden For-tschriites und einer solchen Wohlfahrt überall

schnell und siegreich verdrängt wird, falls die gesellschaftlichen
Ideen und Argumente gegenüber dem Marxismus auf wirklich
energische und entschlossene Weise verbreitet werden. Das welt-

geschichtiich bedeutungsvolle Beispiel des italienischen Faschismus
beweist recht schlagend, wie sehr eben jene Weltanschauung christ¬
lich uiid europäisch ist, die sich aus die Notwendigkeit der
EffikazitSt*) der Arbeits- und Pflichterfüllung gründet, und mie

sehr ste der Logik und den Idealen dsr europäischen Völker ent¬

spricht. Deutlich ist dabei erkennbar, daß demgegenüber der
revolutiönäre Sozialismus ein aus den Instinkten der Unzu¬
friedenheit sich nährender Parasit ist, der sich zu der vorhin er¬

mähnten konstruktiven Weltanschauung so verhält, wie ein

narkotisches Reizmittel zu einer gesunden Nahrung. Die Volks¬

massen werden — je nach Alter und Umständen — das eine Mal
durch Alkohol, dos andere Mol durch Aufreizung von jenen zum
Mittel fllr ihre Zwecke gemocht, die nicht imstande find, dieselben,
sei es durch die ethisch-suggestive Kraft ihres nufopfcrnden idealen

Verhaltens, sei es durch die ihnen gemäß der bestehenden Rechts¬
ordnung zukommenden Macht, zu beeinflussen. Sobald ober echte
Männer erstehen, die im Wege einer entsprechenden Organisation
und init entsprechender Entschlossenheit den Glauben an effiziente
Pflichterfüllung, an gemeinnützige Disziplin und an die Krast
der geschichtlichen Verbände und Bindungen neu erwecken, dann

bilden sich rasch großc Massen, die ihnen Gefolgschaft leisten."
Diese Sätze sind nnch Form und Inhalt so bezeichnend fllr die

ganze Schrift, daß wir sie wörtlich angeführt hnben.
Sie predigen die alte „Weisheit" von der eigenen Klugheit und

der Dummheit der nnderen: die „Weisheit", mit der seit jeher der,
der cs konnte, sich zum „Hcrrn" nufwnrf und die nnderen unter¬

drückte und ausbeutete. Es fragt sich nur, ob der Faschismus unter

seine Gewnlthcrrschcist die jetzige Arbeiterschaft bringen kann.

Darüber besteht für die faschistische „Wissenschaft" kein Zweifel.
Denn der Faschismus habe den Sozialismus „schuell und siegreich"
verdrängt. Wo ist das geschehen? Das Beispiel Mussolinis be¬

weist iioch gnr nichts. Auch Bismarck hnt seinerzeit versucht, die

Sozinldemokrntis gewaltsam zu „verdrängen". Einigs Jnhre schien
er damit Erfolg zu haben; schließlich aber ist er schmählich gescheitert,

Freilich, so hcißt es in der Schrift, müssen zum Siege des Faschis-

MUS erst „echte" Männer „erstehen". Ob Mussolini und die anderen,
die sich ols „Führer" der Arbeiter berufen fühlen, „echter" als Bis¬
marck sind? Vis jetzt ift davon noch nichts gu merken. Auch in
Italien ist, wie in allen anderen Ländern, wo eine neue Gewalt¬
herrschaft gegen die Arbeiter, Angestellten und unteren Beamten zu
errichten versucht wird, ein furchtbares Durcheinander, aus dem über
kurz oder lang ein erträgliches Zusammenarbeiten der verschiedenen
Volksteile sich erst herausbilden muß: wie dies Zusnmmennrbsiten
fein wird, ob faschistisch oder sozialistisch, d. h. durch Unter¬

drückung des arbeitenden Volkes oder in genossenschaft¬
licher Selb st Verwaltung: darüber sind eben die Meinungen
verschieden.
Die vorliegende Schrift geht davon aus, dnß fich die Bewegung

durchsetzen wird, die zur Steigerung des Arbeitsertrages beiträgt.
Der Sozialismus sei nicht nur unfähig hierzu, sondern wirke sogar
in entgeZengesetzter Richtung. Dngegen werden die Unternehmer,
wenn der Faschismus siegt, immer mehr Arbeit aus den Arbeitern

herausholen Daher sei der Sieg des Fnschismus notwendig.
Der denkende Angestcllte und Arbeiter aber erkennt nus seiner

eigenen Beobachtung, dnfz auf die Dauer uns nicht die Unterdrückung»
sondern nur die Freiheit des arbeitenden Volkes zu einem größeren
Ertrage der gemeinsamen Arbeit führen kann: eine Ueberzeugung,
die auch durch die bisherige Entwicklung bestätigt wiro. Gerade
mit Rücksicht auf einen dauernden steigenden Ar¬

beitsertrag mußte schlieHlich die unfreie Arbeit verschwinden
und dann nuch die ungehemmte Ausbeutung der sogenannten freien
Arbeiter immer mehr durch die Gewerkschaften und durch die An¬

fänge der Arbeiterschutzgefetzgebung eingeschränkt werden.

Die Lohnforderungen de? Angestcllten und Arbeiter tut

die faschistische Sozialpolitik mit der Vertröstung ab:

Wo genügend viel dem Massenverbrauch dienende Güter er¬

zeugt werden, wird das arbeitende Volk auch genügend viel zum

Verbrauch bekommen, da sich die Herstellung solcher Waren nur aus
deren Verbrauch gründen könne.

Das erzählt die Schrift in einer Zeit, wo große Mengen von

Massengütern nicht verkauft werden können, Millionen von Ange¬
stellten und Arbeitern arbeitslos find, die Löhne der noch Beschäftig¬
ten hernbgedrückt werden, die weitesten Volkskreise in unerträglichem
Elend leben!

ü>le eigentlichen Arbeiterschutzgesetze verurteilt

dis Schrift als eine Verminderung des Arbeitsertrages:
„Jene humanen Bestrebungen und Parolen, welche menschen¬

freundliche Sozialpolitiker in ihren Arbeiterschutzbsstrebuugen zu¬
erst betont haben, werden mehr als einmal in einer zur immer

größeren Erfolglosigkeit der Produktion führenden Richtung be¬

nutzt," . . . „Dic Betriebsräte, die „Sozinlisierungsn", die Ar¬

beitslosenunterstützungen, die von Rnumgewinnung d-er Sozinl-
demolrcitie zeugenden Tarifverträge, die sozialistische „Organisation
dss Arbeitsmnrktes und der Arbeitsvermittlung", die sozialistische
Erziehung der Jungnrbeitcr: dies alles sind Beweise der zunehmen¬
den Produktionsineffiknzität."

Die faschistische Sozialpolitik ist eine „Sozinlpolitik" ganz nach
dem Herzen der Unternehmer: eine Sozialpolitik nicht zum Schutze
dsr Angestellten und Arbeiter gsgen die rücksichtslose Ausbeutung
durch die Großknpitalistcn, sondern zum L^'utze der großkapita¬
listischen Ausbeutung gegen die Forderungen dcr Angestellten und

Arbeiter.

Wenn jetztz wie Herr Dr. Siloerberg es in ssiner Rede getan hat,
die Unternehmer sich nls die Fü h re r der Angcstcllten »nd Arbeiter

in dem Ausbau einer neuen Sozialpolitik melden, dann schrecken jene
Spuren, Deshalb heißt es auch gegenüber den Industriellen: Wohin
des Wegs? Gustav Hoch, M. d. R.

Dsr VuwS-BunösswI.
Der 5. ordentliche VunosTtng des Bundes dcr technischen An¬

gestellten und Beamten fand vom 12—IS. September 1926 in

Berlin im Lehrcrvereinshnus statt. Eingeleitet wurde die Tngung
durch einen Begrüßungsnbend des AsA-Orts- und.Bczirksknrtells
Berlin, An diesem nahmen neben den Delegierteu dss Bundes

Vertreter und Mitglieder aller Berliner AsA-Gewcrkschnfisn tcil.

Das Programm war sorgfältigst vorbereitet. Eingeleitet mit der

Leonoren-Ouvertüre Nr. 3 von Beethoven, vorgetragen vom großen
Philharmonischen Orchester mit dem Dirigenten Jo.scha Horenstein,

Mit diesem schönen Wort bezeichnet dcr Verfnsscr der Schrift
die größere Ergiebigkeit der Arbeit.

folgten wunderbare Weisen von Liszt und Verlioz. Jm Mittelpunkt
dieser künstlerischen Umrahmung standen die vorgesehenen An¬

sprachen des Vorsitzenden des AfA-Bezirtskartells Berlin, Kollegen
Fintn», des Oberbürgermeisters der Stadt Berlin, Dr. Böß, dcs

Gauleiters von Brandenburg, Kollegen Günther und des Vundes-

vorfitzendcn Kollegen Wo.schow. Die Reihe der Ansprachen murde

geschlossen durch ein Referat des KolKgcn Aufhäufer, der über das

Thema „Freie Angestellte und Bolksftnnt" sprach. Alles M allem,

dieser Begrüßungsabcnd bildete einen würdigen Auftakt zur dann

folgenden Arbeitstagung,
Dsr cigcuiliche Bundestag wurde mit einem Gsschnft:bsr?cht des

Kollegen Schweitzer eröffnet. Er gnb ein umfcissendes Bild der

Entwicklung des Bundes in den Jnhrcu 1924 und 19SS bis zum
Juli 1926. Trotz der ungeheuren 'Schwierigkeiten, die als Folge-
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erscheinung der Wirtschaftskrise auch den gewerkschaftlichen Organi¬

sationen und damit dem Butab ernste Sorgen bereiteten, war dem

Geschäftsbericht zu eutuchmen, daß die Organisation der freigewcrk-

frl)aftlichen Techniker heute mehr als je stark und fest gefügt ist und

in ihrer Geschlossenheit auch allen künftigen Stürmen entgegensehen

kaun.

Dem Referat des Kollegen Schweitzer folgte ein solches des

Kollegen Dr. Pfirrmann über das Erfinderrecht der technischen An¬

gestellten und Beamten. Der Referent behandelte dieses Thema

erschöpfend.

Ueber die Krise des Tarifgedankens und des Schlichtungswesens

sprach Professor Erdel, Mannheim. Wir geben an anderer Stelle

die Leitsätze dieses Vortrages und die vom Bundestag angenommenen

Entschließungen wieder, ebenso wie wir auch die von Dr. Pfirrmann

vorgelegte Entschließung über das Erfinderrecht der technischen An¬

gestellten und Beamten, die insbesondere auch die Werkmeister¬

kollegen interessieren wird, abdrucken,

Jm weiteren Verlauf der Tagung behandelte der Kollege Gramm

tue Finanzierung der Bundesarbeit. Auch zum Berufsschulwesen

und zur Frage des Nachwuchses für den technischen Beruf nahm dcr

Butab Stellung. Entsprechende Entschließungen fanden Annahme.

Die Neuwahl des Borstandes ergab das folgende'Resultat: Als Ge¬

schäftsführer wurden vom Bundestag die bisherigen Kollegen

Schweitzer, Dr. Pfirrmann, Hoffmann, Lenz, Luftig und Gädke

wiedergewählt und neu bestellt als Geschäftsführer die Kollegen

Gramm und Peters.

Dsr Verlauf der Gefnmttnaung war glänzend. Wir stnd gewiß,

daß von ihr ein Strom neuer Anregungen ausgehen wird, der nicht

nur deu Butnb-Kollegen im Reiche, sondern allen Mitgliedern der

AfA-Gemerkschaften zeigt, daß der freigewerkschaftlichen Ange-

stelltenbewegung die Zukunft gehört. Die 4. Tagung der dem AfA-

Bund Mgefchlosfenen Verbände in diesem Jahre kann sich den Ver-

bnndstagen des Deutschen Werkmeisterverbandes, des Polier-, Werk-

und Schnchlmeister-Bundes, des Allgemeinen Verbandes dcr Deut¬

schen Bankangestellten würdig anschließen.

Enlschlicszung zum Vorlrag «Das Erfinderrecht der technischen

Angestellten und Beamten".

Der fünfte ordentliche Bundestag des Bundes der technischen

Angestellten und Beamten stellt fcst, daß-trotz des Versprechens des

Artikels 158 der Reichsverfassung bis jetzt nichts geschehen ist, um

die bereits in der Vorkriegszeit von der damaligen Reichsregierung

nls notwendig anerkannte Regelung des Erfinderrechts im Sinne

der Sicherung der Erfinderehre und des Erfinderlohns in Angriff

zu nehmen.
Die technischen Angestellten und Beamten empfinden diese Nicht¬

beachtung ihrer alten Forderungen als eine schwere, ungerechte Be¬

einträchtigung ihrer Interessen, Sie erwarten vom Reichstag und

von der Reichsregierung, daß diese nunmehr endlich ihre Pslicht

erfüllen und eine der Zusicherung des Artikels 158 der Reichsver¬

fassung entsprechende gesetzliche Regelung des Erfinderrechts unoer-

züglich in Angriff nehmen.

Da die übergroße Mehrzahl der Erfinder als Angestellte oder

Beamte in einem Dienstverhältnis stehen, muß diese Regelung unbe¬

schadet der notwendigen Umgestaltung des Patentrechtes durch

Uebergcmg vom Anmelder- znm Crfinderprinzip im Rahmen des

allgemeinen Arbeitsrechts erfolgen, wie dies bereits vom Ausschuß

für ein einheitliches Arbeitsrecht beiin Reichsarbeitsministerium vor¬

geschlagen worden ist. Ebenso muß die Zuständigkeit der Arbeits¬

gerichtsbarkeit für Erfindungen der m einem Dienstverhältnis stehen¬

den Erfinder anerkannt werden.

Der fünfte ordentliche Bundestag sieht in dem vom Bundes¬

vorstand ausgearbeiteten Gegenentwurf zn dcn ZZ 121 bis 1Z1 des

vom Arbeitsrechtnusschuß aufgestellten Entwurfs eines allgemeinen

Arbeilsvertrngsgesetzes die geeignete Grundlage zu einer befriedigen¬

den Regelting des Erfinderrechts im Rahmen des künftigen Arbeits-

rertrngsgesetzes nnd fordert den Bundesvorstand auf, alle Schritte

zu tun, um die rasche Gesetzwerdung dieser Vorschläge herbeizu¬

führen.
Leitsätze zum Vorlrag über „Die Krise des Tarifgedankens und des

Schlichlungswesens" von Prof. Dr. Erdel. Mannheim.

1. Trotz verfassungsmäßiger Gewährleistung — als Mittel zur

Durchführung der „gleichberechtigten Mitwirkung der Arbeiter

und Angestellten an der Regelung der Lohn- und Arbeits¬

bedingungen" (Art. ISS der neuen Reicheverfassung) — ist das

Tnrisoertrngsmesen und das gesetzlich mit ihm eng verbundene

Schlichtungswesen in der letzten Zeit (etwa seit Festigung

unserer Währung) ständig Gegenstand offener oder versteckter,

mit wirtschaftlichen Machtmitteln oder mit juristischen Waffen

geführter Bekämpfung, die von der nnch Beseitigung der

„Zentrnlorbeitsgemeinschaft" wieder offen tariffeindlichen

Einstellung eines großen Teils der Arbeitgeberschoft aus¬

gehend auch dns arbeitsrechlliche Schrifttum und die Recht¬

sprechung nicht unbeeinflußt gelassen hat.

2. Die zeitweise Verschlechterung der Wirtschaftslage nach Festi¬

gung unserer Währung knnn diese dem Tnrisucrtrngs- und

Schlichtungswesen feindliche Bewegung nicht rechtfertige».

Denn eben in de» Zeiten wirtschaftlicher Depression sind

Tnrifvertrng und Schlichtung unentbehrlich, um dns hem¬

mungslose Hernbglsiien dcr Lohn- und Arbeitsbedingungen

zu vermeiden. Die Berücksichtigung cincr nllgemeiucn Not¬

lage der Betriebe setzt sich i» der tarifliche» Gcstnltnng der

Lohn» und Arbeitsbedingungcn elfnhrlmgsgcmäß uo» selbst

durch, und auch der besonderen Notlage einzelner Betriebe

kann durch tarifliche Ausnnhmebesttnmmtigcn Rechnung ge¬

trogen werden (wie dies z. B. im Rcichstnnsvcrtrag für die

Angestellten des Verstcherungsgewerües wcitcstgchcnd ge¬

schehen ist).

3. Die in erheblichem Umfange zu beobachtende Ausnutzung des

wirtschaftlichen Uebergewichts der Arbeitgeber gegenüber ihren

einzelnen Arbeitnehmern, um diese zur Hinnahme uulcrtnris-

licher Lohn- und Arbeitsbedingungen zu bestimme», ist un¬

bedingt verwerflich; dcnn sie ist weiter nichts nls Verleitung

zum Vertragsbruch (Torifbruchj. Bcsoudcrs verwerflich ist

die neuerdings zuweilen vorkommende Verwendung dsr Kurz¬

arbeit als Strafmittel für die tnriftreueu Arbcitnchmer.

4. Die juristischen Mittel und Wcge, durch die man dcm Tarif¬

vertrags- und Schlichtungswesen Schwierigkeiten zu machcn

sucht, sind als gefetzwidrig abzulehnen. Bor ollem folgcnde:

s) der Abschluß „außertariflicher" odcr „freier" Arbeits¬

verträge?

b) die Lehre von dsr Zulässigkeit dss Tariflohuverzichts

für die Vergangenheit?

c) der Mißbrauch des Begrisfs „günstigere Arbeitsbedin¬

gungen"?
ci) die Lehre von der Zulässigkeit „gcwolltcr Tnristmsnhig-

keit"?

e) der Mißbrauch des Wortes „Hiifelkistung" iu dcr ncucn

Schlichtungsverordnung?
l) die Beschränkung der Aktivlegitimntion der Gewerk¬

schaften:
?z) die Benutzung des Wsrktonfs odcr der Wsrkoerein-

barung zur Ausschaltung des Berbnndetnrifs?

K) die Beschränkung der Wirksamkeit von Wicdercinstel-

lungsklnuseln in Knmpsbccndigungsnblommcn.

5. Um die Verwirrung, die stch bei dcr Beurceiluiig dicscr Rechts¬

fragen in der Rechtsprechung unserer heutigen Gerichte vielfach

zeigt, zu beseitigen, ist nötig und dnher dringlichst zn fordern,

daß die neuen Arbeitsgerichte alsbald kommen, und zwar

im allgemeinen auf dsr Grundlage des Regienmgseniwurfs

, zum Ärbcitsgerichtsgesctz, jedoch uutcr stärkerer Wahrung der

Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Arbeitsgerichte und

unter Benutzung der reichen Erfnhrungc» und Anwendung

des bewährten Verfahrens der Gewerbegerichte und dcr Kauf-'

msnnsgerichte.
Entschließung zum Referat Dr. Erdel.

Der fünfte ordentliche Bundestag des Bundes dcr technischen

Angestellten nnd Benmten stimmt dcn von Hcrrn Vrof. Dr. Erdel

vorgelegten Leitsätzen zu seinem Vortrng über „Die Krisc dcs Tarif¬

gedankens und des Schlichtungswesens" vollinhaltlich zu. Er er¬

wartet vom Reichsarbeitsminister und dcn von ihm bestellten

Schlichtern, daß fie den Versuchen, die Tarifvertrngsordnung vom

23. Dezember 1918 zu umgehen und die Unabdingbarkeit der Tarif¬

verträge praktisch aufzuheben, mit größere!» Nachdruck nls bisher

entgegentreten.
Dabei ist sich der Bundestag bewußt, daß cs sich bei dein Kampf

nm die Aufrechterhaltung und den Ausbnu der Tarifverträge und

des Schlichtungswesens nicht nur um eine Rcchts-, sondcrn vor

ollem um eins Mnchtfrnge handelt, die nur durch leistungsfähige

Gewerkschaften zugunsten der Arbeitnehmcrschnft entschieden werden

kann. Demgemäß richtet der Bund an alle noch unorganisierten

technischen Angestellten die Aufforderung, sich deni Bunde anzu¬

schließen, um gemeinsam mit ihren bereits organisierten Berufs¬

genossen den Kampf für einen fortschrittlichen Ausbau dcr Tarif¬

vertrüge und des Schlichtungswesens zu führen.

AfA-SrtsknrKll Verlin.

Das AfA-Ortskartell Berlin und die ihm angehörenden Ver¬

bände bereiten stch zur Herln'tnrbcit vor. Wnr schon der an anderer

Stelle besprochene, vom AfA-Ortskcirtell durchgeführte Vegrüßungs,

abend anläßlich des S. Bundestages des Butab cin erfreulicher

Beweis der Zusammenarbeit aller AfA-Berbände und der Lebendig¬

keit der Berliner AfA-Bemegung, so muß die Beteiligung der frei-

gewerkschoftlichen Angestelltenorgnnisntionen an der am Sonntag,

den 19. September d. I, stottgefundenen großcn Kundgebung aller

freien Gewerkschaften, die die mtcrnationale Werbemoche abschloß,

als ein besonderer Ersolg gewertet werden.
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Um 1 Uhr sollte der Abmarsch beginnen. Schon um 12 Uhr
sah man die Mitglieder der einzelnen Verbände zu ihren Sammel¬

plätzen eilen. Als sich dann kurz nach 1 Uhr der riesige Zug
formierte, die AfA-Jugend voran, ihr folgend unter den Fahnen des

ZdA. eine unübersehbare Menge kaufmännischer Kolleginnen und

Kollegen, dann unter den Zeichen des Butab die freigewerkschaft»
lichen Techniker Berlins, ihnen folgend die Deutschen Werkmeister,
deren würdige Banner der Bezirksvereine diesen Gruppen ein be¬

sonderes Gepräge gaben, die Deutschen Bankangestellten, deren

Transparent weithin leuchtend zum Eintritt in die freigewerkschaft¬
liche Bewegung aufforderte, da murde manchem Zuschauer klar, daß
mit diefen Vertretern der verschiedenen Angestelltenberufe die neue

Zeit marschiert. Den Tausenden der Bankangestellten folgten die

Poliere, die Artisten und die Zuschneider. Die Zeitungen berichten,

daß sich ein Heer von mehr als 2S90O Angestellten aus dem Fest¬
platz in Treptow einfand. Das eine muhte auch der neidvolle Be¬

obachter zugeben, Anfang und Ende des Zuges konnte man selbst in

den längsten Strahenzügen nicht feststellen. 2S 000 freigewerkschaftliche
Angestellten marschierten im wahrsten Sinne des Wortes und so

steht die Herbstarbeit aller AfA-Berbände. unter einem besonders
günstigen Zeichen. Es zeigt sich beutlich, Zeiten der Not schlichen
nicht nur die Gleichgesinnten enger zusammen, sondern zwingen auch
die Abseitsstehenden, sich ihrer Lage bewußt zu werden und damit

den Weg zur Organisation zu finden. Die Kundgebung in Treptow
stand unter dem Zeichen der neuen Großmacht. Die Bedeutung der

Gewerkschaften tonnte nicht besser der Oeffentlichkeit gegenüber
zum Ausdruck gebracht werden und daß gerade die Angestellten so

stark vertreten waren, das wird auch denen zu denken geben, die

noch immer glauben, sie fänden bei den einzelnen Angestellten ein

williges Werkzeug ihrer reaktionären Wünsche und Hoffnungen,

Arbeitsbericht See AfÄ-Zentru!e
dom 2<5. August 192<5 bis L5. September 19L<5.

Wirlfchaskspolitik.
Am 31. August fand eine Sitzung des Aktionskomitees

fürSiedlungs- und Wohnungspolitik statt. Der

AfA-Bund war vertreten. Die Sitzung beschäftigte sich in der

Hauptsache mit der Frage der Propaganda für den Siedlungsbau.

Die Wirtschaftspolitische Abteilung des AfA-Bundes bereitete

den für den AfA-Kursus für Betriebsräte im Auf-
sichtsrat erforderlichen Studienplan vor. Der Kursus wird im

Heim des ZdA. in Finkenmühle Mitte Januar nächsten Jahres statt¬
finden. Dreißig Aufsichtsratsmitglieder der AfA-Berbände sind als

Teilnehmer vorgesehen. Es ist schon jetzt damit begonnen worden,
eine Reihe von bedeutenden Persönlichkeiten als Lehrer für den

Kursus zu gewinnen. Die endgültige Formulierung des Programms
wird in den nächsten Wochen erfolgen und voraussichtlich in der

nächsten Nummer der Zeitung veröffentlicht werden.

Im Berichtsmonat wurden im Rahmen der Wirtschastspolitischen
Abteilung umfangreiche innerorganisatorische Arbeiten

erledigt.
Sozialpolitik.

Zur weiteren Behebung der Schwierigkeiten auf dem Arbeits¬

markt der Angestellten hat nach umfangreichen Vorarbeiten der

SWP-Ausschuß des AfA-Bundes Leitsätze zur Be krimp-
fung der Belastung des Arbeitsmarktes durch
pensionierte oder auf Wartegeld gesetzte Beamte

und Offiziere veröffentlicht. Diese Leitsätze sind den Reichs¬
tags- und Landtagsfraktionen, den Reichs- und Länderregierungen
zur Beachtung übermittelt worden. Wlr veröffentlichen sie auf
Seite 137 dieser Nummer der AfA-Bundeszeitung.

Der Reichstag hat bekanntlich gleichzeitig mit der Verabschiedung
des Kündigungsschutzgesetzes für Angestellte Entschließungen über

die Einführung des Melde- und Benutzungszwan¬
ges im Arbeitsnachweis, Beschäftig ungs- und

Einstellungszwang für ältere Angestellte und

Gewährung eines Abkehrgeldes angenommen. Diese
sind der Reichsregierung mit der Bestimmung übermittelt worden,
daß sie bei Wiederzusämmentritt des Reichstages Borschläge in der

angedeuteten Richtung dem Reichstage unterbreiten soll. Zu einer

Aussprache über diese Fragen siud die Spitzenorganisationen vom

Reichsarbeitsminister inzwischen eingeladen. Der SWP-Ausschuß
hat die angenommenen Richtlinien noch einmal bearbeitet und seine
Stellungnahme für die vorbezeichnete Sitzung vorbereitet.

Die von der Reichsnrbeitsvsewnltung veröffentlichte Zahl der

Hauptunterstützungsempfänger in der Erwerbs¬

losenfürsorge gab dem SWP-Ausschuß Veranlassung, eine
klarere Form und Fassung zu fordern.

Der SWP-Ausschuh des AfA-Bundes hat Richtlinien aus¬

gearbeitet, die den Schutz der Arbeitnehmer tn den

öffentlich-rechtlichen Körperschaften bezwecken. Der

Borstand wird sich in seiner nächsten Sitzung mit diesen Richtlinien
beschäftigen.

Einer Ausdehnn« gdes Versichertenkreises der
AngeftelltenversicherungaufdieAngestelltender
Binnenschiffahrt stimmte der AfA-Bund zu.

Auf die Eingabe der Spitzenorganisationen, betreffend Bau¬
arbeit e r s ch u tz, hat das Reichsarbeitsministerium mit Schreiben
vom 31. August mitgeteilt, daß es bereit ist, in eine Aussprache mit
Vertretern der Organisationen in nächster Zeit einzutreten. Am
29. August fand eine Konferenz der Verwaltungsaus¬
schuß-Mitglieder der öffentlichen Arbeitsnach»
weifefürdieProvinzBrandenburg statt. Es wurden
Referate über Arbeitsnachweise und Erwerbslosenfürsorge, über die
Praxis des Arbeitsnachweiswesens gehalten. Der AfA-Bund war
vertreten.

Für die vom 22. bis 2S. September in Montreux stattgefundene
Tagung der Internationalen Vereinigung für
gesetzlichen Arbeitsschutz, an der für den AfA-Bund die
Kollegen Aufhäuser und Schweitzer, fllr den Internationalen Bund
der Privatangestellten die Kollegen Urban und Smith und die
Kollegen Dr. Croner, Schröder und Dr. Pfirrmann vom SWP-Aus¬
schuß des AfA-Bundes teilnahmen, waren umfangreiche Vorarbeiten
notwendig. Der Tagung lag ein Vorbericht über die rechtliche,
soziale und ökonomische Lage der Privatangestellten und besondere
Richtlinien für die künftige Gestaltung der internationalen Rechts¬
normen für die Angestelltengesetzgebuug vor. Der AfA-Bund hatte
dieses vorliegende Material einer Kritik unterzogen und seinerseits
Vorschläge ausgearbeitet.

Bergbau.
Der Bergbauausschuß war mit weiteren Vorarbeiten zur

Hauptversammlung der Reichsknappschaft beschäf¬
tigt. Er hat den federführenden AfA-Gaugeschciftsftellen in den
Bezirksknnvpschnsten die erforderlichen Anregungen übermittelt.
Die Reichswahlliste wurde fertiggestellt.

Lohnpolitik, Schlichtungswesen.
Die Vorgänge auf dem Gebiete des Tarifrechts und des

Schlichtungswesens veranlahten den Lohnpolitischen Aus¬
schuh des AfA-Bundes, über Abwchrmnhnnhmen zu beraten. Der
AfA-Borstand ist im Anschluß an diese Beratungen an dns Reichs¬
arbeitsministerium herangetreten und hat von demselben eine

stärkere Ueberwnchung des Schlichtungswesens gefordert. Ins¬
besondere hat er das Reichsarbeitsministerium ersucht, die Schlichter
aufzufordern, bei Fällung von Schiedssprüchen und bei Verbindlich»
keitserklärungen derselben daraus zu achten, daß Fassungen ver¬

mieden werden, die die Unabdingbarkeit der Tarifverträge in Frnge
stellen. Die Unternehmer versuchen in letzter Zeit Tarifverträge
abzuschließen, die u. a. einen Wortlaut vorsehen, nach welchem nach
Kündigung des Tarifvertrages die Bestimmungen desselben nicht in
die einzelnen Dienstverträge übergehen. Auch gegen diese Mah¬
nahme der Unternehmer hat sich der AfA-Bund beschrverdeführend
an das RAM. gewandt. Um namentlich in der letzten Angelegenheit
eine einheitliche Haltung aller AngestelltenorgnMsntionen herbeizu¬
führen, hat eine Aussprache mit dem GdA. und Gedag stattgefunden,
in welcher Uebereinstimmung hergestellt wurde.

Reich Slaal und Gemeinden.

Der Behördenausschuh des AfA-Bundes beschäftigte sich mit der

Frage der Uebergangsgelder an entlassene Ange¬
stellte. Nach Fühlungnahme mit dem GdA. und Gedag wurden

entsprechende Eingaben an die in Frage kommenden behördlichen
Stellen gerichtet.

Für die Schaffung von Pensionskassen für Reichs»
und Länderbehörden war der AfA-Bund im Berichtsmonat
tätig. Es ist zu hoffen, daß die vorhandenen Widerstände beseitigt
werden können.

Die Auswirkung des Kündigungsschutzgesetzes
auf den Reichstarifvertrag veranlaßte den AfA-Bund,
gemeinsam mit den anderen Angestelltenorganisationen dem Reichs¬
finanzministerium entsprechende Vorschläge zu unterbreiten.

Den EinigungsverHandlungen zwischen dcn

Beamtenspitzenorganisationen schenkte der Behörden¬
ausschuh des AfA-Bundes besondere Beachtung.

Vorstand.
Vertreter des AfA-Vorstandes nahmen an dem Verbands¬

tag der Kapitäne und Steuerleute der Handels¬
schiff ah rt und Hochseefischerei, der am 31. August
stattfand, teil.

Für die Tagung in Montreux delegierte der AfA-Vor-
stand die Kollegen Aufhäuler und Schweitzer.

Die Bundesausschuhsitzung wurde für den 12. Oktober

1926 bestimmt.
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